Verordnung

des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz

Verordnung zur Anderung der Elektrotechnische-Eigenschaften-Nach-
weis-Verordnung

A. Problem und Ziel

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2030 den Bruttostrombedarf
Deutschlands, der fir diesen Zeitpunkt auf ca. 660 Terawattstunden prognostiziert wird, zu
80 Prozent aus erneuerbaren Energien zu decken. Dieses Ziel kann nur erreicht werden,
wenn Erneuerbare-Energien-Anlagen zlgig in Betrieb genommen werden kénnen und ihr
Anschluss an den jeweiligen Netzverkniipfungspunkten der Verteilnetzbetreiber ohne Ver-
zug erfolgen kann.

In den letzten Jahren verzégerte sich jedoch teilweise der Anschluss von Stromerzeugungs-
anlagen in der Leistungsklasse von 135 Kilowatt bis 950 Kilowatt, die an das Mittelspan-
nungsnetz angeschlossen werden sollten. Dies war u. a. auf Verzégerungen zurickzufih-
ren, die in den Zertifizierungsverfahren auftraten (ohne dabei notwendigerweise auf Man-
geln dieser Verfahren zu beruhen). Durch verschiedene MalRnahmen konnte dieser soge-
nannte ,Zertifizierungsstau“ inzwischen aufgeldst werden. Nach wie vor besteht aber Opti-
mierungsbedarf, insbesondere bei Anlagen bis 500 Kilowatt, unter anderem hinsichtlich der
Anforderungen an diese Anlagen und an die im Betriebserlaubnisverfahren fur den Netzan-
schluss beizubringenden Nachweise.

Ziel der vorliegenden Verordnung ist es, das Nachweisverfahren als maf3geblichen Teil des
Betriebserlaubnisverfahrens zu beschleunigen. Gleichzeitig werden Systemsicherheitsas-
pekte beriicksichtigt. Dadurch wird das Verfahren insgesamt massentauglich gestaltet. Der
Fokus der Regelung liegt dabei auf Erzeugungsanlagen in der Leistungsklasse bis 500 Ki-
lowatt. Von den getroffenen Regelungen durften insbesondere Photovoltaikanlagen, und
hier wiederum vor allem Dachanlagen, profitieren. Damit tragt der Entwurf auch dazu bei,
dass Ziel 7 der UN-Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung rechtzeitig erreicht werden
kann.

B. LOsung

Angesichts des erwarteten und, um die Ziele der Bundesregierung zu erreichen, auch not-
wendigen Zubaus von Erneuerbare-Energien-Anlagen wird, insbesondere in der Leistungs-
klasse bis 500 Kilowatt, eine neue und langfristig wirkende Lésung geschaffen. Diese sieht
vor, dass die bisher in der Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Verordnung
(NELEV) geregelte Ausnahme von der Zertifizierungspflicht fir Erzeugungsanlagen, die un-
mittelbar an ein Niederspannungsnetz der allgemeinen Versorgung angeschlossen werden
sollen, erheblich angepasst wird. Diese Ausnahme gilt dann unabhangig von der Span-
nungsebene fiur alle Erzeugungsanlagen (und entsprechend auch Speicheranlagen), die
hinter einem Verknipfungspunkt mit einem Netz der allgemeinen Versorgung eine maxi-
male installierte Gesamtleistung von bis zu 500 Kilowatt und eine maximale Einspeiseleis-
tung von 270 Kilowatt aufweisen.

Gleichzeitig werden die fir diese Erzeugungs- und Speicheranlagen geltenden technischen
Anforderungen geandert. Um das zukinftige Massengeschéft zu erleichtern, gelten fir
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diese Anlagen dann dieselben Anforderungen wie fiir Erzeugungsanlagen, die an ein Nie-
derspannungsnetz der allgemeinen Versorgung angeschlossen sind. Zudem werden diese
Anforderungen um Systemsicherheitsaspekte erweitert. In der Ubergangsphase bis zur An-
passung der Technischen Anschlussregeln durch das Forum Netztechnik/Netzbetrieb im
VDE Verband der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e. V. (VDE-FNN) werden
diese Anderungen in vereinfachter Form auf der Basis von wenigen zusatzlichen Anforde-
rungen an die betreffenden Erzeugungs- und Speicheranlagen in der parallel zu dieser Ver-
ordnung in Kraft tretenden Verordnung tber technische Anforderungen an Energieanlagen
(Energieanlagen-Anforderungen-Verordnung — EAAV) geregelt, um ein sofortiges Inkraft-
treten der Erleichterungen der vorliegenden Verordnung zu ermdéglichen, also noch bevor
die einschlagigen Technischen Anschlussregeln durch den VDE-FNN Uberarbeitet wurden.

Durch die erweiterte Ausnahmeregelung wird die Anzahl der von der Anlagenzertifizie-
rungspflicht betroffenen Erzeugungsanlagen stark reduziert. Fur diese Anlagen muss dann,
wie es nach bisheriger Rechtslage bereits bei kleinen Anlagen der Fall ist, die Einhaltung
der technischen Anforderungen nur noch Uber ein sogenanntes Einheiten- oder Kompo-
nentenzertifikat nachgewiesen werden.

Das Absenken der im Nachweisverfahren geltenden Anforderungen an Erzeugungsanla-
gen und die Anderungen der technischen Anforderungen gehen einher mit einem Gesamt-
konzept, das zu mehr Verbindlichkeit bei der Einhaltung der technischen Anforderungen
fuhrt, um die Systemstabilitdt des Elektrizitatsversorgungsnetzes zu gewahrleisten. Ein
wichtiger Baustein dafir ist die Marktiiberwachung. Daflr wird ein System etabliert, welches
verbindlicher als bisher gewéhrleistet, dass ausschlief3lich regelkonforme Erzeugungs- und
Speicheranlagen ans Netz angeschlossen und bestehende Anlagen jederzeit regelkonform
betrieben werden. Dabei kommt dem derzeit in der Entwicklung befindlichen Register zur
Erfassung und Uberwachung von Energieanlagen nach § 49d des Energiewirtschaftsge-
setzes (,Register”) eine zentrale Rolle zu. So werden die Hersteller von zertifizierungspflich-
tigen Einheiten und Komponenten verpflichtet, die auch nach alter Rechtslage schon von
einer akkreditierten Zertifizierungsstelle verpflichtend auszustellenden Zertifikate nach Er-
stellung an das Register zu Ubermitteln.

Der Betreiber des Registers wird in dem Register zudem den aktuellen Status eines jeden
Zertifikates, also insbesondere seine Gliltigkeit, anfihren. Der Netzbetreiber kann sich so-
dann im Rahmen des Netzanschlussprozesses grundsatzlich auf den in dem Register an-
gegebenen Status verlassen und muss grundsétzlich auch keine eigenstandige Prifung
der Zertifikate mehr vornehmen. Dieses Vorgehen digitalisiert, vereinfacht und beschleunigt
den Umgang mit Zertifikaten und damit die Nachweisfiihrung im Netzanschlussprozess so-
wohl fir den Anlagenbetreiber oder Anlageninstallateur als auch fir den Netzbetreiber.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Auswirkungen auf die 6ffentlichen Haushalte sind nicht gegeben.



E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand far Bargerinnen und Birger

Diese Verordnung fuhrt bei den Birgerinnen und Burger zu einem reduzierten Erfullungs-
aufwand und dient damit dem Burokratieabbau. Insgesamt ergibt sich daraus eine jahrliche
Aufwandsreduktion in Hohe von 21.875 Personentagen.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Insgesamt entsteht durch diese Verordnung fur die Wirtschaft eine jahrliche Entlastung in
Hohe von rund 151 Millionen Euro. Dies resultiert insbesondere aus dem Wegfall einer In-
formationspflicht.

Im Einzelnen ergibt sich folgender Erfullungsaufwand bzw. folgende Entlastung fir die Wirt-
schaft (negative Zahlen bedeuten Wegfall von Aufwand):

laufender Erfullungsaufwand einmaliger Erfullungsaufwand
Perso- | Sachkos- | Gesamt- Personal- Sach- Gesamt-
nalkos- | ten ge- aufwand kosten ge- | kosten aufwand
ten ge- | samt samt gesamt
samt
Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €
Summe Erfullungsauf- | -45.175 | -106.218 -151.392 419 1.319
wand
davon Birokratiekos- -140.743
ten aus Informations-
pflichten

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Von der insgesamt entstehenden jahrlichen Entlastung entfallen rund 141 Millionen Euro
auf Burokratiekosten aus Informationspflichten.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Die Regelungen dieser Verordnung haben keine Auswirkungen auf den Erfullungsaufwand
der Verwaltung.

F. Weitere Kosten

Keine.
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Verordnung des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Kli-
maschutz

Verordnung zur Anderung der Elektrotechnische-Eigenschaften-Nach-
weis-Verordnung

Vom ...

Auf Grund des § 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 4, 9 und 10 des Energiewirtschafts-
gesetzes, dessen Satz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 52 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe
aa des Gesetzes vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des Gesetzes] zur Anpassung
des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben und zur Anderung weiterer
energierechtlicher Vorschriften, Bundestagsdrucksache 20/7310] ge&andert worden ist, in
Verbindung mit 8 49d Absatz 2 Satz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes, der durch Artikel 2
Nummer 8 des Gesetzes vom ...[einsetzen: Datum und Fundstelle des Gesetzes zur An-
derung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer energiewirtschaftsrechtlicher
Vorschriften zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer Energieerzeugung, Bundestags-
drucksache ...] eingefligt worden ist, verordnet das Bundesministerium fur Wirtschaft und
Klimaschutz:

Artikel 1

Anderung der Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Ver-
ordnung

Die Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Verordnung vom 12. Juni 2017 (BGBI.
| S. 1651), die zuletzt durch Artikel 5a des Gesetzes vom 19. Juli 2022 (BGBI. | S. 1214)
geéandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 81 Absatz 1 werden die Worter,,, das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 29.
Mai 2017 (BGBI. | S. 1298) geandert worden ist,” durch die Worter ,in der jeweils gel-
tenden Fassung” ersetzt.

2. 8§ 2wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort ,Energiewirtschaftsgesetzes” die Wérter ,,und
die technischen Anforderungen nach § 3 der Energieanlagen-Anforderungen-Ver-
ordnung vom ...[einsetzen: Datum und Fundstelle der Verordnung tUber technische
Anforderungen an Energieanlagen]” eingefligt.

b) Absatz 4 wird durch folgende Absétze 4 bis 6 ersetzt:

»(4) Die Abséatze 2 bis 2b sind nicht anzuwenden auf Erzeugungsanlagen des
Typs B, die

1. eine maximale Einspeiseleistung von 270 Kilowatt am Verknipfungspunkt mit
dem Netz der allgemeinen Versorgung erbringen,

2. eine kumulierte installierte Leistung von bis zu 270 Kilowatt hinter demselben
Verknipfungspunkt mit dem Netz der allgemeinen Versorgung aufweisen und
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3. uber gultige Einheiten- und Komponentenzertifikate fur alle zertifizierungs-
pflichtigen Einheiten und Komponenten nach den technischen Anschlussre-
geln flr Erzeugungsanlagen mit Anschluss an ein Niederspannungsnetz des
in 8 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes bezeich-
neten Verbandes verfugen.

Satz 1 gilt entsprechend fir Erzeugungsanlagen des Typs B, die eine kumulierte
installierte Leistung von uber 270 Kilowatt und bis zu 500 Kilowatt hinter demsel-
ben Verknipfungspunkt mit dem Netz der allgemeinen Versorgung in der Mit-
telspannung oder in einer htheren Spannungsebene aufweisen und deren Betrei-
ber dem zustandigen Netzbetreiber zusatzlich zu den in Satz 1 Nummer 1 und
Nummer 3 genannten Anforderungen durch ein nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik erstelltes Prufprotokoll nachgewiesen haben, dass Entkupp-
lungsschutzeinrichtungen, die in den technischen Anschlussregeln fir Erzeu-
gungsanlagen des in 8 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes bezeichneten Verbandes fur die jeweilige Spannungsebene gefordert wer-
den, oder alternative Einrichtungen, die in den technischen Anschlussregeln fur
Erzeugungsanlagen des in § 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes bezeichneten Verbandes als diesen im Hinblick auf die Schutz-
funktion gleichwertig anerkannt sind, fachgerecht installiert und in Betrieb genom-
men wurden. Die freiwillige Nachweiserbringung nach den Abséatzen 2 bis 2b bleibt
den Betreibern von Erzeugungsanlagen in den in den Satzen 1 und 2 genannten
Fallen unbenommen. Die Regelungen fir Prototypen in den technischen Regeln
des in 8 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes bezeich-
neten Verbandes bleiben unberuhrt.

(5) Elektrotechnische Eigenschaften von Erzeugungsanlagen, die in den
Anwendungsbereich des § 118 Absatz 25 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes
fallen, werden im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens von neu in Betrieb zu
nehmenden Anlagen nach Artikel 29 der Verordnung (EU) 2016/631 nicht beriick-
sichtigt. Satz 1 ist nicht anzuwenden auf

1. Erzeugungsanlagen mit einer kumulierten installierten Leistung von tber 950
Kilowatt sowie

2. die Berechnung der maximalen Einspeiseleistung nach Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 1 sowie die Berechnung der kumulierten installierten Leistung nach Ab-
satz 4 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2.

(6) Der Hersteller von Einheiten oder Komponenten fir Erzeugungsanlagen
hat bei einer Aktualisierung der Betriebssoftware der Einheiten und Komponenten
sicherzustellen, dass die vom Netzbetreiber vorgegebenen elektrotechnischen Ei-
genschaften der Anlage nicht Uberschrieben werden.”

Nach § 3 werden folgende § 4 und § 5 eingeflgt:

.84
Register nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes

(1) Das Register nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes stellt eine Daten-
bank im Sinne des § 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 9 des Energiewirtschaftsgesetzes
dar und wird als Uber das Internet zugangliches elektronisches Verzeichnis sowohl fur
Einheiten- als auch Komponentenzertifikate errichtet. Der Betreiber des Registers ist
nach Mal3gabe von § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes und den nachfolgenden
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Bestimmungen der Absatze 2 bis 10 befugt, das Register zu errichten, zu erhalten, zu
betreiben und weiterzuentwickeln.

(2) Der Betreiber ist zu einer ordnungsgemafen Registerfihrung verpflichtet. Er
stellt dabei insbesondere auch durch fortlaufende Weiterentwicklung des Registers si-
cher, dass dieses jederzeit dem Stand der digitalen Technik und den allgemeinen Nut-
zungsgewohnheiten in Onlinesystemen entspricht.

(3) Hersteller von Einheiten oder Komponenten fur Erzeugungsanlagen missen
die ihnen ausgestellten Einheiten- oder Komponentenzertifikate zur Registrierung an
den Betreiber des Registers tbermitteln. Im Falle einer Aktualisierung der Betriebssoft-
ware der Einheit oder Komponente, die die im Rahmen der Einheiten- oder Kompo-
nentenzertifizierung nachgewiesenen elektrotechnischen Eigenschaften der Einheit o-
der Komponente verandert, besteht die Verpflichtung nach Satz 1 hinsichtlich des nach
§ 2 Absatz 6 aktualisierten Einheiten- oder Komponentenzertifikats.

(4) Der Betreiber des Registers ist befugt, einzelnen Nutzern oder Nutzergruppen
im Einklang mit den in § 49d Absatz 1 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes vorgese-
henen Zielen und Zwecken des Registers unterschiedliche Zugange und Zugriffsrechte
einzuraumen. Er hat dabei anhand von sachlichen Kriterien und diskriminierungsfrei zu
handeln.

(5) Der Betreiber des Registers hat zur ldentifizierung fir jedes in dem Register
registrierte Einheiten- oder Komponentenzertifikat eine individuelle Registrierungsnum-
mer zu vergeben und diese Registrierungsnummer dem Hersteller der jeweiligen Ein-
heit oder Komponente zur Verfugung zu stellen. Der Betreiber des Registers muss je-
dem in dem Register registrierten Einheiten- oder Komponentenzertifikat einen Giltig-
keitsstatus zuweisen und diesen bei Anderungen unverziiglich nach Erhalt der nach
Absatz 3 Satz 2 Ubermittelten Zertifikate aktualisieren.

(6) Zu den im Register zu erfassenden sonstigen fur den Netzanschluss von Er-
zeugungsanlagen erforderlichen Daten im Sinne des § 49d Absatz 2 Satz 1 Nummer 4
des Energiewirtschaftsgesetzes zahlen folgende nicht-personenbezogene Daten und
Informationen zu zertifizierungspflichtigen Einheiten und Komponenten:

1. die technische Regel, nach der die Einheit oder Komponente zertifiziert worden ist,

2. ihre Klasse, beispielsweise Photovoltaik, Windenergie, Speicher, Verbrennungs-
kraftmaschine, Wechselrichter,

3. ihren Hersteller, einschliellich einer Service-Kontaktadresse zur Fehlerbehebung,
4. ihre Typenbezeichnung und
5. ihre Leistung.

(7) Der Betreiber des Registers stellt durch die Schaffung von geeigneten elekt-
ronischen Schnittstellen in gangigen Formaten sicher, dass ein elektronischer Daten-
abruf oder Datenaustausch zwischen dem Register und den Nutzern des Registers

maglich ist.

(8) Der Inhalt des Registers gilt zugunsten des Nutzers des Registers als richtig,
soweit dem Nutzer die Unrichtigkeit nicht bekannt ist oder hatte bekannt sein missen.

(9) Im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens muss der Betreiber von Erzeu-
gungsanlagen die Registrierungsnummer des Einheiten- oder Komponentenzertifika-
tes aus dem Register an den zustandigen Netzbetreiber Ubermitteln.
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(10) Im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens muss der zustandige Netzbetrei-
ber die vom Betreiber von Erzeugungsanlagen tbermittelte Registrierungsnummer des
Einheiten- oder Komponentenzertifikates aus dem Register verwenden. Er ist nicht
dazu berechtigt, die in Einheiten- oder Komponentenzertifikaten enthaltenen Informa-
tionen auf anderem Wege als Uber das Register zu verlangen.

§5
Gliltigkeit von Einheiten- oder Komponentenzertifikaten

(1) Mit der Anderung von im Rahmen der Einheiten- oder Komponentenzertifizie-
rung nachgewiesenen elektrotechnischen Eigenschaften einer Einheit oder Kompo-
nente oder mit der Erweiterung um neue im Rahmen der Einheiten- oder Komponen-
tenzertifizierung nachzuweisende elektrotechnische Eigenschaften einer Einheit oder
Komponente erlischt die Giiltigkeit des Einheiten- oder Komponentenzertifikats.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf die Anderung von und die Erweiterung um
einzelne im Rahmen der Einheiten- oder Komponentenzertifizierung nachzuweisende
elektrotechnischen Eigenschaften von Einheiten oder Komponenten, wenn

1. bisher keine solche Anderung oder Erweiterung erfolgt ist,

2. die Anderung oder Erweiterung von einer Verordnung nach § 12 Absatz 3a des
Energiewirtschaftsgesetzes oder den technischen Regeln des in § 49 Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes bezeichneten Verbandes vor-
geschrieben ist und

3. der Hersteller von Einheiten und Komponenten fir Erzeugungsanlagen in Ergan-
zung zu dem bestehenden Einheiten- oder Komponentenzertifikat einen von einer
im Sinne von § 2 Absatz 2 Satz 2 akkreditierten Zertifizierungsstelle ausgestellten
Nachweis an den Betreiber des Registers Ubermittelt, aus dem sich folgendes
ergibt:

a) die geanderten oder hinzugefuigten elektrotechnischen Eigenschaften sowie

b) die Tatsache, dass die Einheit oder Komponente auch nach der Anderung o-
der Erweiterung die allgemeinen technischen Mindestanforderungen nach §
19 des Energiewirtschaftsgesetzes einhalt.

Der Nachweis der fortbestehenden Konformitat nach Satz 1 Nummer 3 erganzt das
bestehende Einheiten- oder Komponentenzertifikat, ersetzt dieses aber nicht. Bei der
Erstellung des Nachweises sind vorbehaltlich sonstiger Rechtsvorschriften die allge-
mein anerkannten Regeln der Technik zu beachten. 8 4 Absatz 3 ist fur den Nachweis
nach Satz 1 Nummer 3 entsprechend anzuwenden.

(3) Hat der Betreiber des Registers nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes
berechtigte Zweifel daran, dass die Einheit oder Komponente die im Zertifikat aufge-
fuhrten Anforderungen einhalt, so fordert er den betreffenden Hersteller auf, innerhalb
einer angemessenen Frist von mindestens vier Wochen nachzuweisen, dass die Ein-
heit oder die Komponente die Anforderungen einhélt. Der Betreiber des Registers nach
§ 49d des Energiewirtschaftsgesetzes kann die Frist auf Verlangen des Herstellers ver-
langern. Ergreift der Hersteller innerhalb der gesetzten Frist keine geeigneten Abhilfe-
maflinahmen, insbesondere MalRnahmen zur Behebung etwaiger Méngel, oder weist
er die Einhaltung der Anforderungen nicht nach, wird das betroffene Einheiten- oder
Komponentenzertifikat ungultig.
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(4) Der Betreiber des Registers nach 8 49d des Energiewirtschaftsgesetzes kenn-
zeichnet Zertifikate, die nach den Abséatzen 1 oder 3 unglltig sind, im Register als un-

gultig.

(5) Der Ablauf des Gultigkeitszeitraums eines Einheiten- oder Komponentenzer-
tifikats einer Einheit oder Komponente, die in einer in Betrieb befindlichen Erzeugungs-
anlage verbaut ist, begriindet weder eine Ungultigkeit des Zertifikats im Sinne dieser
Verordnung noch eine Pflicht zur Nachzertifizierung. Bei einem erstmaligen Netzan-
schluss kann der Nachweis nach § 2 nicht auf Grundlage abgelaufener Einheiten- oder
Komponentenzertifikate erbracht werden. Satz 1 ist auch anzuwenden, wenn die elekt-
rotechnischen Eigenschaften einer Einheit, Komponente oder Erzeugungsanlage bei
einer erneuten Inbetriebnahme am gleichen Netzverknipfungspunkt oder einem der
Erzeugungsanlage auf Veranlassung des Netzbetreibers zugewiesenen neuen Netz-
verknlUpfungspunkt noch den in den Zertifikaten ausgewiesenen technisch geforderten
Eigenschaften entsprechen.”

4. Der bisherige § 4 wird 8 6 und dessen Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Im Satzteil vor Nummer 1 werden nach den Wodrtern ,sofern diese Erzeu-
gungsanlage” die Worter ,nicht bereits nachweislich durch ihren Betreiber ab-
geschaltet wurde und“ eingefigt.

bb) In Nummer 1 wird das Wort ,und“ am Ende durch die Worter ,oder Uber ein
ungultiges Einheiten- oder Komponentenzertifikat verfligt, “ ersetzt.

cc) Nummer 2 wird durch folgende Nummern 2 und 3 ersetzt:

»2. Uber Einheiten- oder Komponentenzertifikate der zertifizierungspflichti-
gen Einheiten oder Komponenten verfugt, die in dem Register nach § 49
des Energiewirtschaftsgesetzes als ungiiltig gekennzeichnet sind, oder

3. nicht den technischen Mindestanforderungen entspricht, die im Einhei-
ten- oder Komponentenzertifikat ausgewiesen sind.”

b) Satz 2 wird durch folgende Satze ersetzt:

.Bevor der Netzbetreiber eine Erzeugungsanlage vom Elektrizitdtsversorgungs-
netz trennt oder deren Einspeisung durch andere MaRnahmen nach Satz 1
unterbindet, hat er dem Betreiber der Erzeugungsanlage vor der Trennung
unter Benennung der konkreten Pflichtverletzung in Textform eine Frist von
zwei Monaten zu ihrer Behebung zu setzen und auf die Rechtsfolgen nach
Satz 1 bei fehlender Behebung hinzuweisen. Abweichend von Satz 2 betragt
die Frist nur einen Monat, wenn die Pflichtverletzung die Entkupplungsschutz-
einrichtung oder die alternative Einrichtung nach 8§ 2 Absatz 4 Satz 2 betrifft.
In den Fallen des § 2 Absatz 2b Satz 1 hat der Netzbetreiber unbeschadet
des Satzes 3 den Betreiber der Erzeugungsanlage spatestens zwei Monate
vor Ablauf der dort genannten Frist in Textform auf den bevorstehenden Frist-
ablauf und die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuweisen. Der Netzbetreiber
kann die Fristen nach den Satzen 2 und 3 einmalig um bis zu einen Monat
verlangern.”

5. Der bisherige § 5 wird 8§ 7 und wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift wird nach dem Wort ,,Ubergangsregelungen® das Wort ,,, Anwen-
dungsbestimmungen” angeflgt.
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b) Folgender Absatz 4 wird angefugt:

»(4) Die Pflicht der Hersteller nach § 4 Absatz 3, die Pflicht der Betreiber von
Erzeugungsanlagen nach § 4 Absatz 9 und die Pflicht der Netzbetreiber nach § 4
Absatz 10 Satz 1 sind ab dem 1. September 2024 anzuwenden.”

6. Der bisherige 8 6 wird § 8.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2030 den Bruttostrombedarf
Deutschlands, der fiur diesen Zeitpunkt auf ca. 660 Terawattstunden prognostiziert wird, zu
80 Prozent aus erneuerbaren Energien zu decken. Dieses Ziel kann nur erreicht werden,
wenn Erneuerbare-Energien-Anlagen ziigig in Betrieb genommen werden kdénnen und ihr
Anschluss an den jeweiligen Netzverknipfungspunkten der Verteilernetzbetreiber ohne
Verzug erfolgen kann. Vor diesem Hintergrund besteht ein Bedarf danach, die Netzan-
schlussprozesse massentauglich zu gestalten, d.h. sie zu beschleunigen und gleichzeitig
Systemsicherheitsaspekten Rechnung zu tragen.

In den letzten Jahren verzégerte sich jedoch teilweise der Anschluss von Stromerzeugungs-
anlagen in der Leistungsklasse von 135 Kilowatt bis 950 Kilowatt, die an das Mittelspan-
nungsnetz angeschlossen werden sollten. Der verzogerte Netzanschluss in diesem Anla-
gensegment war u.a. auf Verzogerungen zurickzufihren, die in den Zertifizierungsverfah-
ren auftraten (ohne notwendigerweise auf Mangeln dieser Verfahren zu beruhen). Durch
verschiedene MalRnahmen konnte dieser ,Zertifizierungsstau® inzwischen aufgeldst wer-
den. Nach wie vor besteht aber Optimierungsbedarf, insbesondere bei Anlagen bis 500
Kilowatt, unter anderem hinsichtlich der Anforderungen an diese Anlagen und die im Be-
triebserlaubnisverfahren fir den Netzanschluss beizubringenden Dokumente.

Ziel der vorliegenden Novellierung ist es daher, das Nachweisverfahren als mafRgeblichen
Teil des Betriebserlaubnisverfahrens zu beschleunigen. Gleichzeitig werden Systemsicher-
heitsaspekten beriicksichtigt. Dadurch wird das Verfahren insgesamt massentauglich ge-
macht. Der Fokus der Regelungen liegt dabei auf Anlagen in der Leistungsklasse bis 500
Kilowatt, in der der gréf3te Zubau zu erwarten ist und vom Gesetz- und Verordnungsgeber
auch bestmdglich unterstiitzt und begleitet werden soll. Von den vorgesehenen Regelun-
gen durften insbesondere Photovoltaikanlagen, und hier wiederum vor allem Dachanlagen
auf Gewerbe- und privat genutzten Immobilien, profitieren. Damit soll der Entwurf dazu bei-
tragen, Ziel 7 der UN-Agenda 2030 zu erreichen, das verlangt, ,den Zugang zu bezahlbarer,
verlasslicher, nachhaltiger und moderner Energie fir alle zu sichern®.

[l Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Zahlreiche MaRnahmen zur Vermeidung der Verzégerungen und zur Bewaltigung der Her-
ausforderungen beim Anschluss von Stromerzeugungsanlagen sind von der Branche be-
reits angegangen worden. So werden bspw. Schulungen angeboten und Leitfaden zur Ver-
flgung gestellt. Zudem werden gegenwartig im Rahmen der Fachgremien der Organe der
technischen Selbstverwaltung weitere Vereinfachungen beim Netzanschluss erortert.

Daruber hinaus wurde die NELEV erst Mitte 2022 novelliert, um den damaligen sogenann-
ten ,Zertifizierungsstau” aufzulésen. Zu diesem Zweck wurde ermdglicht, dass innerhalb
eines Ubergangszeitraums bis Ende 2025 Stromerzeugungsanlagen vorlaufig ans Netz an-
geschlossen und in Betrieb genommen werden dirfen, auch wenn fir diese Stromerzeu-
gungsanlagen noch nicht alle notwendigen Nachweise fir ihre technische Konformitét er-
bracht worden sind. Fir diese Anlagen kann ein Anlagenzertifikat unter der Auflage ausge-
stellt werden, dass die notwendigen, fehlenden Nachweise innerhalb von 18 Monaten nach-
zureichen sind. Das Anlagenzertifikat unter Auflage erméglicht damit lediglich eine friihere
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Inbetriebnahme der Erzeugungsanlage, befreit aber nicht von der Nachweispflicht. Zweck
war es, den Zertifizierungsaufwand zeitlich so zu entzerren, dass der ,Zertifizierungsstau*
aufgeldst wird.

Angesichts des erwarteten und, um die Ziele der Bundesregierung zu erreichen, notwendi-
gen Zubaus von Erneuerbare-Energien-Anlagen wird, insbesondere in der Leistungsklasse
bis 500 Kilowatt, eine neue, langerfristig wirkende Losung geschaffen.

Diese sieht vor, dass die bisher in 8 2 Absatz 4 dieser Verordnung geregelte Ausnahme
von der Zertifizierungspflicht fir Erzeugungsanlagen, die unmittelbar an ein Niederspan-
nungsnetz der allgemeinen Versorgung angeschlossen werden sollen, erheblich angepasst
wird. Diese Ausnahme gilt dann (unabhangig von der Spannungsebene) fir Erzeugungs-
anlagen, die hinter einem Verknipfungspunkt mit einem Netz der allgemeinen Versorgun-
geine maximale installierte Gesamtleistung von bis zu 500 Kilowatt und eine maximale Ein-
speiseleistung von 270 Kilowatt aufweisen. Durch diese Grenzwerte wird gewahrleistet,
dass die tatsachliche Einspeisung der Anlagen vergleichbar ist mit der Einspeisung von
Anlagen, die direkt am Niederspannungsnetz der allgemeinen Versorgung angeschlossen
werden.

Gleichzeitig werden fir diese Erzeugungsanlagen die technischen Anforderungen geén-
dert. Fir die Anlagen gelten dann die Anforderungen fur Anlagen, die an der Niederspan-
nung angeschlossen sind, um das zukinftige Massengeschéft zu erleichtern, wobei die
Anforderungen um Systemsicherheitsaspekte erweitert werden. Damit wird der Systemsta-
bilitat Rechnung getragen. In der Ubergangsphase bis zur Anpassung der Technischen
Anschlussregeln (TAR) durch das Forum Netztechnik/Netzbetrieb im VDE Verband der
Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e. V. (VDE-FNN) wird dies in vereinfachter
Form auf Basis von wenigen zusatzlichen Anforderungen in der parallelen Verordnung Gber
technische Anforderungen an Energieanlagen (Energieanlagen-Anforderungen-Verord-
nung — EAAV) geregelt, um ein sofortiges Inkrafttreten der in dieser Verordnung vorgese-
henen Erleichterungen zu erméglichen, also noch bevor die TAR durch das VDE-FNN uber-
arbeitet wurden.

Daruber hinaus muss bei Anlagen mit Anschluss an ein Mittelspannungsnetz der allgemei-
nen Versorgung oder einer héheren Spannungsebene ab einer kumulierten installierten
Leistung von Uber 270 Kilowatt zusatzlich ein Ubergeordneter Entkupplungsschutz fachge-
recht installiert und in Betrieb genommen werden, was uber ein Prufprotokoll nachzuweisen
ist. Diese Ubergeordnete Entkupplungsschutzeinrichtigung sitzt als eine Art ,Sicherung® am
Netzverknipfungspunkt und stellt sicher, dass alle Anlagen hinter dem Netzverknipfungs-
punkt bei einem Fehlerfall im 6ffentlichen Netz zum richtigen Zeitpunkt vom Netz gehen und
damit einen weiteren wichtigen Beitrag zur Systemstabilitat leisten.

Durch die erweiterte Ausnahmeregelung wird die Anzahl der von der Anlagenzertifizie-
rungspflicht betroffenen Anlagen stark reduziert. Diese Anlagen mussen dann, wie kleine
Erzeugungsanlagen bereits nach bisheriger Rechtslage, die Einhaltung der technischen
Anforderungen nur noch tber ein sog. Einheiten- oder Komponentenzertifikat nachweisen.

Das Absenken der im Nachweisverfahren geltenden Anforderungen an Erzeugungsanla-
gen und die Anderungen der technischen Anforderungen geht mit einem Gesamtkonzept
einher, das zu mehr Verbindlichkeit bei der Einhaltung der technischen Anforderungen
fuhrt, um die Systemstabilitat zu gewahrleisten. Ein wichtiger Baustein dafir ist die Markt-
Uberwachung. Daflr wird ein System etabliert, welches verbindlicher als bisher gewahrleis-
tet, dass ausschliel3lich regelkonforme Anlagen ans Netz angeschlossen und bestehende
Anlagen jederzeit regelkonform betrieben werden. Dabei kommt der derzeit in der Entwick-
lung befindlichen Register zur Erfassung und Uberwachung von Energieanlagen im Sinne
des 8 49d des Energiewirtschaftsgesetzes (,Register”) eine zentrale Rolle zu. Diese Ver-
ordnung beinhaltet nahere Bestimmungen zur Ausgestaltung des Registers.
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So werden die Hersteller von zertifizierungspflichtigen Einheiten und Komponenten ver-
pflichtet, diese auch nach alter Rechtslage schon verpflichtend von einer akkreditierten Zer-
tifizierungsstelle auszustellenden Zertifikate nach Erstellung an das Register zu Ubermit-
teln. Das Register wird zudem den aktuellen Status eines jeden Zertifikates, insbesondere
seine Giiltigkeit, anflhren (z.B. in Form eines erweiterten Ampelsystems).

Dabei werden spezifische Konstellationen wie das blof3 zeitlich bedingte Ablaufen eines
Zertifikats deutlich von einer Ungdltigkeit aus sachlichen Grinden (bspw. der nachtragli-
chen Anderung der zertifizierungsrelevanten elektrotechnischen Eigenschaften) differen-
ziert und auch hinsichtlich ihrer Rechtsfolgen unterschiedlich behandelt.

Der Netzbetreiber kann sich sodann im Rahmen des Netzanschlussprozesses grundsatz-
lich auf den in dem Register vermerkten Status verlassen und muss grundséatzlich keine
eigenstandige Prifung der Zertifikate mehr vornehmen. Anders ist es nur in Fallen, in denen
sich die Fehlerhaftigkeit des Zertifikats aufdrangt bzw. aufdrangen muss. Dieses Vorgehen
digitalisiert, vereinfacht und beschleunigt den Umgang mit Zertifikaten und damit die Nach-
weisfiihrung im Netzanschlussprozess sowohl fur den Anlagenbetreiber/Installateur als
auch fur den Netzbetreiber.

. Alternativen

Keine.

V. Regelungskompetenz

Die Regelungskompetenz des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz folgt aus
§ 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 4, 9 und 10 des Energiewirtschaftsgesetzes.

Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz wird nach § 49 Absatz 4 Satz 1
Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes erméchtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates Anforderungen an die technische Sicherheit von Energieanla-
gen und Energieanlagenteilen festzulegen. Dies tut die vorliegende Verordnung.

Die in dieser Verordnung getroffenen Bestimmungen zum Verfahren der Erfassung und zur
Gultigkeit von Nachweisdokumenten beruhen auf § 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 des
Energiewirtschaftsgesetzes.

Nach § 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 des Energiewirtschaftsgesetzes wird das Bundesmi-
nisteriums fur Wirtschaft und Klimaschutz zudem erméchtigt, zur Gewébhrleistung der tech-
nischen und betrieblichen Sicherheit von Energieanlagen durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates Prufungen vor Errichtung und Inbetriebnahme und Uberprifun-
gen der Anlagen vorzusehen und festzulegen, dass diese Prifungen und Uberpriifungen
durch behdrdlich anerkannte Sachverstandige zu erfolgen haben. Mit der Verordnung
wurde die Prifung von Anlagen zur Erzeugung und Speicherung von Elektrizitat vor ihrer
Inbetriebnahme den akkreditierten Zertifizierungsstellen tbertragen. Mit der vorliegenden
Anderungsverordnung wird der Anwendungsbereich dieser Priifung eingegrenzt.

Auf Grundlage von § 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 9 des Energiewirtschaftsgesetzes werden
konkretisierende Regelungen zu dem Register nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes
getroffen.

Von der Verordnungserméachtigung in § 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 10 des Energiewirt-
schaftsgesetzes wird vorliegend Gebrauch gemacht, indem die Voraussetzungen der
Rechtsfolgen von Pflichtverstéf3en nach dem bisherigen 8§ 4 dieser Verordnung angepasst
werden.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Diese Verordnung ist mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar. Sie wurde geman
der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Sep-
tember 2015 dber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften
und der Vorschriften fur die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom
17.9.2015, S. 1) notifiziert. Diese Verordnung dient auch der Austibung des nationalen Ge-
staltungsspielraums nach Artikel 32 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2016/631 der Kommis-
sion vom 14. April 2016 zur Festlegung eines Netzkodex mit Netzanschlussbestimmungen
fur Stromerzeuger (ABI. L 112 vom 27.4.2016, S. 1), wonach die Mitgliedstaaten vorsehen
koénnen, dass das Nachweisdokument fiir Stromerzeugungsanlagen von einer ermachtigten
Zertifizierungsstelle auszustellen ist. Zur Beschleunigung der Netzanschliisse in der Leis-
tungsklasse bis 500 kW wird die Nachweisdokumentation durch akkreditierte Zertifizie-
rungsstellen angepasst.

Diese Verordnung verstoi3t nicht gegen volkerrechtliche Vertrage.

VI. Regelungsfolgen

Die vorliegende Verordnung etabliert eine rechtssichere Mdglichkeit fir das Absehen von
der aufwandigen Anlagenzertifizierung fir netzanschlussbegehrende Betreiber von Erzeu-
gungsanlagen bis 500 Kilowatt installierte Gesamtleistung. Dazu wird vorgesehen, dass
Betreiber von Erzeugungsanlagen, die hinter einem Verknupfungspunkt mit dem Netz der
allgemeinen Versorgung eine maximale installierte Gesamtleistung von bis zu 500 Kilowatt
und eine maximale Einspeiseleistung von 270 Kilowatt aufweisen, von der Anlagenzertifi-
zierungspflicht ausgenommen sind. Damit entfallt fir diese Anlagenbetreiber die Verpflich-
tung gegeniber einer akkreditierten Zertifizierungsstelle Nachweise zur Erflllung der ma-
teriell-rechtlichen Anforderungen an Erzeugungsanlagen zu erbringen. Die materiell-recht-
lichen Anforderungen an sich entfallen nicht.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Diese Anderungsverordnung schafft die bislang an die netzanschlussbegehrenden Betrei-
ber von Erzeugungsanlagen des Typs B mit einer installierten Leistung von bis zu 500 Ki-
lowatt aufgestellte Anforderung ab, im Betriebserlaubnisverfahren fir die Einhaltung der
allgemeinen technischen Mindestanforderungen ein von einer akkreditierten Zertifizie-
rungsstelle ausgestelltes Anlagenzertifikat erbringen zu mussen.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die vorliegende Verordnung steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung
zur nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Um-
setzung der UN-Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung dient.

Diese Verordnung stellt einen wichtigen Baustein zur rechtzeitigen Erreichung des Ziels der
Bundesregierung dar, bis zum Jahr 2030 den Strombedarf Deutschlands zu 80 Prozent aus
Erneuerbaren Energien zu decken, Damit leistet sie einen Beitrag zur Verwirklichung von
Nachhaltigkeitsziel 7 ,Zugang zu bezahlbarer, verlasslicher, nachhaltiger und moderner
Energie fur alle sichern”. Dieses Nachhaltigkeitsziel verlangt mit seiner Zielvorgabe 7.1, bis
2030 den allgemeinen Zugang zu bezahlbaren, verlasslichen und modernen Energieleis-
tungen zu sichern. Der Entwurf fordert die Erreichung dieses Ziels, indem er das Nachweis-
verfahren als maRRgeblichen Teil des Betriebserlaubnisverfahrens fur die Inbetriebnahme
von Erneuerbare-Energien-Anlagen an das Mittelspannungsnetz beschleunigt.
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Indem der Entwurf zu einem Gesamtkonzept beitragt, das zu mehr Verbindlichkeit bei der
Einhaltung der technischen Anforderungen fiihrt, leistet er auRerdem einen Beitrag zur
rechtzeitigen Verwirklichung von Nachhaltigkeitsziel 9 , Eine widerstandsfahige Infrastruktur
aufbauen, inklusive und nachhaltige Industrialisierung férdern und Innovationen unterstt-
zen“. Denn dieses Ziel verlangt in seiner Zielvorgabe, 9.4, bis 2030 die Infrastruktur zu mo-
dernisieren und die Industrien nachzurlisten, um sie nachhaltig zu machen, mit effizientem
Ressourceneinsatz und unter vermehrter Nutzung sauberer und umweltvertraglicher Tech-
nologien und Industrieprozesse. Der Entwurf fordert die Erreichung dieses Ziels, indem er
zu einem Gesamtkonzept beitrégt, das zu mehr Verbindlichkeit bei der Einhaltung der tech-
nischen Anforderungen fiihrt, um die Systemstabilitat zu gewdahrleisten. Zudem soll der Ent-
wurf einen Beitrag zur Erreichung von SDG 8 ,Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges
Wirtschaftswachstum® leisten. Zielkonflikte mit anderen Nachhaltigkeitszielen bestehen
nicht.

Der Entwurf folgt damit den Prinzipien der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ,(1.) Nach-
haltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entschei-
dungen anwenden® sowie ,(4.) Nachhaltiges Wirtschaften starken®, ,(5.) Sozialen Zusam-
menhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern* und ,(6.) Bildung, Wissen-
schaft und Innovation als Treiber einer nachhaltigen Entwicklung nutzen.”

3. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand

Fur die 6ffentlichen Haushalte entstehen keine zusatzlichen finanziellen Belastungen.
4. Erfullungsaufwand

a) Erfullungsaufwand fir Burgerinnen und Burger

Die Regelung fuhrt bei den Blrgerinnen und Blrger zu einem reduzierten Erfillungsauf-
wand und dient damit dem Burokratieabbau. Dies resultiert insbesondere aus dem Wegfall
von Aufwand bei der Anmeldung der Anlage beim Netzbetreiber. Im Rahmen des Betriebs-
erlaubnisverfahrens muss der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber nur noch die Registrie-
rungsnummer der Einheiten- und Komponentenzertifikate jener Einheiten und Komponen-
ten mitteilen, die er in seiner Anlage verbaut hat. Dank der durch das neu zu schaffende
Register nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes bewirkten Digitalisierung und Zentra-
lisierung fallt somit auch die Notwendigkeit weg, physische bzw. digitale Nachweisdoku-
mente manuell zwischen Anlagenbetreibern und Netzbetreibern hin- und herzuschicken. Es
wird davon ausgegangen, dass damit insgesamt eine Zeitersparnis von 0,5 Stunden je Fall
einhergeht. Auf Basis des geplanten Ausbaus der erneuerbaren Energien wird angenom-
men, dass dies in den nachsten Jahren durchschnittlich 350.000 Anlagen pro Jahr betrifft.
Dabei werden hier bei der Berechnung - in Abgrenzung zu gewerblich bzw. im gewerblichen
Kontext genutzten Anlagen — nur solche Anlagen erfasst, die ihrer Gré3e nach auch tat-
sachlich von privaten Haushalten genutzt werden kénnen (etwa auf den Dachern von Ein-
und Mehrfamilienhausern). Deshalb werden nur diejenigen Anlagen bertcksichtigt, die in
den Anwendungsbereich des in Artikel 17 Absatz1l Unterabsatz 1 Richtlinie
(EU) 2018/2001 vorgesehenen und durch 8§ 8 Absatz 5 Satz 3 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in nationales Recht umgesetzten Verfahrens der einfachen Mitteilung fur den
Netzzugang fallen. Dies sind Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 10,8 Kilo-
watt. Insgesamt ergibt sich daraus eine jahrliche Aufwandsreduktion in Hohe von 21.875
Personentagen. Aufgrund der hier vorgenommenen Beschrankung auf Anlagen mit einer
installierten Leistung von bis zu 10,8 Kilowatt stellt die ermittelte Aufwandsreduktion eine
Untergrenze dar.

b) Erfullungsaufwand fir die Verwaltung

Fur die Verwaltung entsteht kein Erfullungsaufwand.
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c¢) Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Insgesamt entsteht durch diese Anderungsverordnung fir die Wirtschaft eine jahrliche Ent-
lastung in H6he von rund 151 Millionen Euro.

Im Einzelnen ergibt sich folgender Erfullungsaufwand bzw. folgende Entlastung fir die Wirt-
schaft (negative Zahlen bedeuten Wegfall von Aufwand):

laufender Erfullungsaufwand einmaliger Erfullungsaufwand
Fallzahl | Perso- | Sachkos- | Gesamt- Fall- | Perso- | Sach- | Ge-
nalkos- | ten  ge- | aufwand zahl nal- kos- samt-
ten ge- | samt kosten | ten auf-
samt ge- ge- wand

samt samt

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € | Tsd.€ | Tsd. €

Wegfall Anlagenzertifi- | -17.000 -38.743 | -102.000 -140.743
kat 135-500 kW fur An-
lagenbetreiber?t

Wegfall Berilicksichti- | -2.825 -12.371 | -4.238 -16.608
gung Altanlagen fiir An-
lagenbetreiber?!

Register:

einmalig: Aufbau 1 51 900 951

laufend: Betrieb des Re- | 1 221 20 241
gisters

Aufwand Hersteller Lie-
ferung Zertifikate an
Registerbetreiber:

einmalig (bestehende 2.033 | 368 368
Zertifikate)?

laufend (jahrlich neue | 140 25 0 25
und aktualisierte Zertifi-
kate) 3

Aufwand Netzbetreiber | 15.300 45579 | 0O 45.579
far evtl. Nachprifungen
der Anlagen*

Erleichterung fir Netz- | -377.000 | -39.887 | O -39.887
betreiber wg. elektro-
nisch verfugbarer Infor-
mationen in dem Regis-

ter?

Summe Erfullungsauf- -45.175 | -106.218 -151.392 419 1.319
wand

davon Burokratiekos- -140.743

ten aufgrund Informati-
onspflichten

1 Die Fallzahlen wurden auf Basis des erwarteten jahrlichen Zubaus neuer Anlagen aufgrund der Ausbauziele der
Bundesregierung fiir Erneuerbare Energien abgeschatzt.
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2 Fallzahl aktueller Einheiten- und Komponentenzertifikate in der Datenbank der Férdergesellschaft Windenergie
und andere Dezentrale Energien e.V. (FGW): https://wind-fgw.de/publikationen/datenbanken (Stand Mai 2023)

8 Schatzwert auf Basis der nach Datenbank der FGW im Jahr 2022 neuen Einheitenzertifikate (2022: 134 neue
Einheitenzertifikate)

4 Die Fallzahl wurde auf Basis des erwarteten jahrlichen Zubaus neuer Anlagen aufgrund der Ausbauziele der
Bundesregierung fir Erneuerbare Energien und des Anteils der im Rahmen der bisherigen Zertifizierung festge-
stellten Fehler (90%) abgeschétzt.

Die vorliegende Anderungsverordnung bewirkt eine Reduzierung der derzeit geltenden An-
forderungen an das Betriebserlaubnisverfahren zum Netzanschluss von Erzeugungsanla-
gen mit Anschluss an ein Mittelspannungsnetz oder einer héheren Spannungsebene der
allgemeinen Versorgung mit einer installierten Leistung von bis zu 500 Kilowatt. Dadurch
entfallen fur Anlagenbetreiber die bisher im Rahmen der Zertifizierung anfallenden Perso-
nalkosten fur die gegenuber einer akkreditierten Zertifizierungsstelle zu erbringenden Nach-
weise zur Erfullung der technischen Anforderungen sowie die Sachkosten fur das Zertifikat.
Dadurch entsteht eine erhebliche Erleichterung fiir Betreiber von Erzeugungsanlagen in
Hohe von rund 141 Millionen Euro.

Fur die Anlagenbetreiber fuhrt diese Anderungsverordnung zu einer weiteren Erleichterung,
da Altanlagen, die in den Anwendungsbereich des § 118 Absatz 25 des Energiewirtschafts-
gesetzes fallen, nicht mehr im Zertifizierungsverfahren zu bertcksichtigen sind. Gerade bei
diesen Anlagen war der Personalaufwand besonders hoch. Fir die Fallzahl wird davon
ausgegangen, dass in 25% der Anlagen ab 500 Kilowatt Altanlagen betroffen sind. Insge-
samt fuhrt dies zu zuséatzlichen jahrlichen Erleichterungen in Hohe von rund 17 Millionen
Euro fur die Anlagenbetreiber.

Durch die Einfihrung und den Betrieb des Registers nach § 49d des Energiewirtschaftsge-
setzes entsteht dem Betreiber ein Erfullungsaufwand. Hierfir fallen voraussichtlich interne
Personalkosten beim Betreiber sowie externe Sachkosten fir IT-Dienstleister an. Dadurch
entstehen voraussichtlich ein einmaliger Aufwand in H6he von rund 950.000 Euro sowie
ein jahrlicher Aufwand in Héhe von rund 240.000 Euro.

Fur die Hersteller von Einheiten und Komponenten wird durch die vorliegende Verordnung
ein zusatzlicher Aufwand entstehen. Nach der Neuregelung in 8 4 Absatz 2 dieser Verord-
nung sind die Hersteller verpflichtet, Einheiten- oder Komponentenzertifikate, nachdem es
durch eine akkreditierte Zertifizierungsstelle erstellt wurde, zur Registrierung in an den Be-
treiber des Registers nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes zu tibermitteln. Hier wird
durch die Lieferung bestehender Zertifikate ein einmaliger Aufwand in Hoéhe von rund
370.000 Euro, sowie ein jahrlicher Erfullungsaufwand fir neu hinzukommende oder zu ak-
tualisierende Zertifikate in Hohe von 25.000 Euro angenommen.

Fur die Netzbetreiber wird durch die neue Ausnahmeregelung in § 2 Absatz 4 NELEV ein
zusatzlicher Aufwand entstehen. Der européische Rechtsrahmen schreibt in den Arti-
keln 29 ff. der Verordnung (EU) 2016/631 der Kommission vom 14. April 2016 zur Festle-
gung eines Netzkodex mit Netzanschlussbestimmungen fur Stromerzeuger vor, dass fur
den Anschluss neuer Erzeugungsanlagen Betriebserlaubnisverfahren durchzufiihren sind.
Es bleibt aber den Mitgliedstaaten vorbehalten zu entscheiden, ob die Erstellung des Do-
kumentes mittels dessen der Nachweis erbracht wird, dass samtliche vorgeschriebenen
technischen Anforderungen der Anlage erfiillt werden, von einer akkreditierten Zertifizie-
rungsstelle zu erbringen ist. Mit der NELEV wurde eine solche Regelung in Deutschland
getroffen. Demnach bedirfen unter anderem Erzeugungsanlagen mit einer Leistung zwi-
schen 135 Kilowatt und 950 Kilowatt grundséatzlich der Zertifizierung durch eine akkreditierte
Zertifizierungsstelle. Dabei handelt es sich zwar geméaf3 den nach § 3 Absatz 2 NELEV ent-
wickelten technischen Regeln des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik Informations-
technik e. V. (VDE) bereits um ein vereinfachtes Anlagenzertifikat. Durch die Novellierung
bedarf es fur Erzeugungsanlagen mit bis zu 500 Kilowatt installierter Gesamtleistung hinter
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einem Netzverkniipfungspunkt, die in den Anwendungsbereich des neu gefassten 8§ 2 Ab-
satz 4 NELEV fallen, aber auch dieses vereinfachten Anlagenzertifikates nicht mehr. Inso-
fern wird mit der Neuregelung eine weitere Ausnahme geschaffen. Diese Ausnahme hat
zur Folge, dass in ihrem Anwendungsbereich keine Uberpriifung der Anlagen als Gesamt-
heit durch akkreditierte Zertifizierer mehr stattfindet, ob samtliche vorgeschriebenen tech-
nischen Anforderungen durch die Anlage insgesamt erfullt werden. Dadurch wird voraus-
sichtlich die Fehlerquote der Anlagen steigen und der jeweilige Netzbetreiber muss ggf.
nachtraglich Uberpriifungen anstellen, den Anlagenbetreiber auffordern die Mangel zu be-
seitigen sowie die Anlagen vom Netz trennen, falls keine Méangelbeseitigung erfolgt. Da fur
andere Anlagensegmente, die bereits von der Zertifizierungspflicht ausgenommen sind,
auch heute schon eine solche Prifung zu erfolgen hat, sind die Ablaufe und Voraussetzun-
gen bekannt. Es entsteht aber ein zusétzlicher Personalaufwand. Auf Basis des Anteils der
im Rahmen der bisherigen Zertifizierung festgestellten Fehler (90%) und des erwarteten
zukUnftigen Zubaus an Anlagen von 135 bis 500 Kilowatt wird hierfir deshalb ein Erfll-
lungsaufwand fur Netzbetreiber in H6he von rund 46 Millionen Euro angenommen.

Dagegen entsteht mit der Einfuhrung des Registers nach § 49d des Energiewirtschaftsge-
setzes jedoch auch eine erhebliche Erleichterung fir die Netzbetreiber, die einen wichtigen
Beitrag zur Beschleunigung von Netzanschliissen beitragen kann. Im Rahmen des Be-
triebserlaubnisverfahrens wird dem Netzbetreiber vom Anlagenbetreiber die Registrie-
rungsnummer der Einheiten- und Komponentenzertifikate jener Einheiten und Komponen-
ten mitgeteilt, die er fir seine Anlage verbaut hat. Der Netzbetreiber kann mit dieser Regist-
rierungsnummer auf alle notwendigen Informationen beztglich der mafRgeblichen Zertifi-
kate in dem Register zugreifen und muss die Daten nicht mehr selbst recherchieren. Er
kann sich auch gleichzeitig Uber den Gultigkeitsstatus des jeweiligen Zertifikates informie-
ren. Dabei darf er im Netzanschlussverfahren auf die Richtigkeit der Zertifikate und den
ausgewiesenen Status vertrauen und braucht keine eigenen Prifungen diesbeztiglich mehr
vorzunehmen. Auf Basis der erwarteten jahrlichen Anzahl an Anlagen mit bis zu 500 Kilo-
watt und des durchschnittlich wegfallenden Aufwands der Netzbetreiber pro Anlage entste-
hen durch die Regelungen Erleichterungen in Hohe von rund 40 Millionen Euro.

Weitere Annahmen zu Personal und Sachaufwand finden sich in folgender Tabelle:

Personalaufwand Sachaufwand
Einsatz unterschiedlicher Personal-
qualifikationen
Niedrig Mittel Hoch laufend einmalig Beschreibung
pro Fall pro Fall
h h h Tsd. € Tsd. €
Wegfall Anlagenzertifi- | 5 15 15 6,000 Zertifikatskosten
kat 135-500 kW fur An-
lagenbetreiber
Wegfall Berucksichti- | 5 30 30 1,500 Anteilige  Zertifi-
gung Altanlagen fur An- katskosten
lagenbetreiber
Register nach § 49d
EnWG:
einmalig: Aufbau | 160 320 320 900 IT-Dienstleister
laufend: Betrieb des Re- | 960 1920 960 20 IT-Dienstleister
gisters nach § 49d
EnWG
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Aufwand Hersteller Lie-
ferung Zertifikate an
FGW:

einmalig (bestehende | 2 2
Zertifikate)

laufend (jahrlich neue | 2 2
und aktualisierte Zertifi-
kate)

Aufwand Netzbetreiber | 5 20 20
far evtl. Nachprifungen
der Anlagen

Erleichterung fur Netz- | 1 0,5 0,5
betreiber wg. elektro-
nisch verfluigbarer Infor-
mationen in dem Regis-
ter nach § 49d EnWG

Bei den Lohnkosten wurden die vom Statistischen Bundesamt ermittelten branchenspezifi-
schen Lohnsatze (85,30 Euro/Stunde bei hohem, 54,70 Euro/Stunde bei mittlerem und
35,80 EUR/Stunde bei niedrigem Qualifikationsniveau) zugrunde gelegt. Bei den Angaben
der Stundenzahlen und der Sachaufwande wurden Annahmen fur den voraussichtlichen
Bedarf getroffen.

5. Weitere Kosten

Keine.

6. Weitere Regelungsfolgen

Weitere Rechtsfolgen entstehen nicht, insbesondere sind keine gleichstellungspolitischen
und demografischen Auswirkungen sowie Auswirkungen auf die Wahrung und Foérderung
gleichwertiger Lebensverhaltnisse zu erwarten.

VII.  Befristung; Evaluierung

Diese Verordnung ist nicht befristet. Eine Evaluierung ist nicht vorgesehen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung der Verordnung zum Nachweis von elektrotechnischen
Eigenschaften von Energieanlagen (Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-
Verordnung — NELEV))

Zu Nummer 1

Durch die Anpassung von 8 1 wird die bisher statische Verweisung auf § 19 des Energie-
wirtschaftsgesetzes zu einer dynamischen Verweisung geandert.



- 19_
Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Mit Nummer 1 Buchstabe a wird 8 2 Absatz 1 dahingehend erganzt, dass im Nachweisver-
fahren neben den technischen Mindestanforderungen nach § 19 des Energiewirtschaftsge-
setzes auch die technische Anforderungen, die sich aus 8§ 3 der parallel zu dieser Verord-
nung aufgrund von 8§ 12 Absatz 3a des Energiewirtschaftsgesetzes ergehenden Energie-
anlagen-Anforderungen-Verordnung (EAAV) ergeben, zu berlcksichtigen sind. Da die
EEAV nur zur Uberbriickung dienen soll, bis die technischen Regeln fiir Erzeugungsanla-
gen des in § 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes bezeichneten
Verbandes entsprechend um Systemsicherheitsanforderungen erganzt sind, und geplant
ist, die EEAV ab diesem Zeitpunkt auRer Kraft zu setzen, handelt es sich nach der Absicht
des Verordnungsgebers nur um eine vortibergehend zur Anwendung gelangende Anforde-
rung.

Zu Buchstabe b

Mit Nummer 2 Buchstabe b wird § 2 Absatz 4 neu gefasst und um zwei weitere Absétze
(Absatz 5 und 6) erganzt. Die bisherige Fassung von § 2 Absatz 4 fihrte zu Wertungswi-
dersprichen. Dadurch, dass die Bestimmung auf den Anschluss an ein Niederspannungs-
netz der allgemeinen Versorgung abstellte, wurden Erzeugungsanlagen in Abhangigkeit
von ihrem Netzverknipfungspunkt ungleich behandelt. Die Schlechterstellung von bei-
spielsweise an ein Mittelspannungsnetz der allgemeinen Versorgung angeschlossenen An-
lagen in Bezug auf das Nachweisverfahren erscheint aber nicht gerechtfertigt. Dies wird
nun fur Anlagen des Typs B durch einen differenzierten Ansatz ersetzt, der zudem deutlich
mehr Anlagen umfasst. Fir Anlagen des Typs C hatte die in § 2 Absatz 4 alte Fassung
vorgesehene Ausnahme von den Anforderungen des 8§ 2 Absatz 2 ohnehin keinen echten
Anwendungsbereich, da diese Anlagen in der Praxis nicht oder jedenfalls nur sehr selten
an Niederspannungsnetze der allgemeinen Versorgung angeschlossen werden. Dieser Teil
der Norm war daher im Interesse des Normabbaus ersatzlos zu streichen.

Die neue Fassung des 8 2 Absatz 4 Satz 1 und 2 schafft nun vor dem Hintergrund des zu
erwartenden massiven Hochlaufs im Bereich der Stromerzeugung durch Photovoltaikanla-
gen (inshesondere Dachanlagen auf Gewerbe- und privaten Immobilien) im Interesse der
Vereinfachung und Beschleunigung des Netzzugangs einen neuen Ausnahmetatbestand
von den Anforderungen an das Nachweisdokument nach 8§ 2 Absatz 2 bis 2b. Konkret be-
darf es in den Fallen des § 2 Absatz 4 keines Anlagenzertifikats und demnach auch keines
entsprechenden Anlagenzertifizierungsverfahrens mehr. Voraussetzung dafir ist zum ei-
nen, dass die Anlagen gemal3 § 2 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 nur eine maximale Einspei-
seleistung von bis zu 270 Kilowatt erbringen und gemaf 8 2 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2
eine kumulierte installierte Leistung von bis zu 270 Kilowatt hinter ein und demselben Ver-
knupfungspunkt mit dem Netz der allgemeinen Versorgung aufweisen. Die Einhaltung die-
ser im Interesse der Systemsicherheit gesetzten Schwellenwerte ist durch entsprechende
technische Einrichtungen vom Anschlusspetenten zu gewahrleisten. Zum anderen muss
der Anschlusspetent geman 8 2 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 gultige Einheiten- und Kompo-
nentenzertifikate fur alle zertifizierungspflichtigen Einheiten und Komponenten nach den
technischen Regeln fir Erzeugungsanlagen mit Anschluss an ein Niederspannungsnetz
des in 8 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes bezeichneten Ver-
bandes vorlegen. Hier ist insbesondere die Anwendungsregel VDE-AR-N 4105 ,Erzeu-
gungsanlagen am Niederspannungsnetz — Technische Mindestanforderungen fir An-
schluss und Parallelbetrieb von Erzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz” des VDE-
FNN zu nennen. Diese Nachweisregeln fiir die Niederspannungsebene finden auch dann
Anwendung, wenn die Anlage tatsachlich an ein offentliches Mittelspannungsnetz oder eine
héhere Spannungsebene angeschlossen ist. Durch die Anwendung dieser weniger stren-
gen Anforderungen wird ein weiterer Beitrag zur Vereinfachung und Beschleunigung ge-
leistet.
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Fur Anlagen, die eine kumulierte installierte Leistung von tber 270 Kilowatt hinter demsel-
ben Netzverknipfungspunkt oberhalb der Niederspannung aufweisen, ist nach Satz 2 zu-
satzlich zur Erfullung der Anforderungen von § 2 Absatz 4 Satz 1 durch Vorlage eines nach
den allgemeinen anerkannten Regeln der Technik erstellten Prufprotokolls hachzuweisen,
dass eine Ubergeordnete Entkupplungsschutzeinrichtung nach den fir die jeweilige Netz-
anschlussebene maf3geblichen Technischen Anforderungen vorliegt. Diese bereits von § 2
Absatz 2b Satz 2 Nummer 3 im Bereich des Anlagenzertifikats unter Auflage vorgesehene
technische Schutzvorrichtung stellt ein zentrales Instrument fiir die Abschaltung der Erzeu-
gungsanlagen zum Netz- und zum Anlagenschutz bei zu hoher oder zu niedriger Spannung
sowie auf Anforderung des Netzbetreibers auch bei zu hohen oder zu niedrigen Frequenzen
dar. Sie sitzt somit als eine Art ,Sicherung”“ am Netzverknipfungspunkt und stellt sicher,
dass alle Anlagen hinter dem Netzverknipfungspunkt bei einem Fehlerfall im 6ffentlichen
Netz zum richtigen Zeitpunkt vom Netz gehen und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur
Systemstabilitat.

8§ 2 Absatz 4 Satz 2 eroffnet zugleich im Sinne der Technologieoffenheit und Kosteneffizienz
die Mdglichkeit, nachzuweisen, dass anstelle der tbergeordneten Entkupplungsschutzein-
richtung eine gleichwertige alternative Einrichtung verwendet wird. Dies soll eine einseitige
Festlegung auf eine bestimmte Technologie verhindern, die sich aufgrund des technischen
Fortschritts jederzeit wieder tberholen kann. Zudem soll es einen Anreiz dafiir schaffen,
derzeit noch nicht bestehende oder zumindest nicht hinreichend ausgereifte alternative
technische Lésungen zlgig zu entwickeln bzw. weiterzuentwickeln. Dadurch kann auch
eine im Vergleich zur bergeordneten Entkupplungsschutzeinrichtung kostengiinstigere L6-
sung geschaffen werden. Voraussetzung fur den Einsatz der Alternative zum Ubergeordne-
ten Entkupplungsschutz ist, dass die alternative Lésung ausdriicklich in den technischen
Regeln fur Erzeugungsanlagen des in § 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Energiewirt-
schaftsgesetzes bezeichneten Verbandes als dem ubergeordneten Entkupplungsschutz
gleichwertig anerkannt wird. Eine technische Einrichtung, die diese Voraussetzungen be-
reits erfillen wirde, besteht derzeit noch nicht. Die entsprechende technische Entwicklung
ist aber bereits absehbar.

§ 2 Absatz 4 Satz 3 macht schlie3lich deutlich, dass Anschlusspetenten, obwohl die von
ihnen betriebenen Anlagen in den Anwendungsbereich der neuen Ausnahmeregelung nach
Satz 1 und 2 fallen, weiterhin freiwillig an dem bewéahrten Nachweisverfahren der Anlagen-
zertifizierung festhalten kénnen, wenn ihnen dies vorteilhaft erscheint. Dieses Wahlrecht
steht Anschlusspetenten zu, die noch kein Anlagenzertifizierungsverfahren eingeleitet ha-
ben, ist aber erst recht auch auf Anlagen anwendbar, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieser Verordnung bereits im Zertifizierungsverfahren nach der alten Rechtslage be-
finden oder gar bereits einzelne Schritte innerhalb dieses Verfahrens erfolgreich abge-
schlossen haben.

8§ 2 Absatz 4 Satz 4 stellt sicher, dass die bewahrten Regelungen fur Prototypen in den
technischen Regelwerken auch hier gelten.

Der neu eingefugte 8 2 Absatz 5 hat Altanlagen zum Gegenstand, die in den Anwendungs-
bereich der Bestandsschutzregelung von 8§ 118 Absatz 25 Satz 1 des Energiewirtschafts-
gesetzes fallen. Dies sind Anlagen, die bis zum 31. Dezember 2020 in Betrieb genommen
wurden und fur die vor dem 27. April 2019 entweder eine Baugenehmigung oder eine Ge-
nehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz erteilt wurde oder der Anschluss an
das Netz begehrt wurde und eine Baugenehmigung oder eine Genehmigung nach dem
Bundes-Immissionsschutzgesetz nicht erforderlich ist. Diese Erzeugungsanlagen wurden
oftmals noch nach der ,Richtlinie fir Anschluss und Parallelbetrieb von Erzeugungsanlagen
am Mittelspannungsnetz® (Ausgabe: Juni 2008) des Bundesverbands der Energie- und
Wasserwirtschaft e.V. (BDEW) zertifiziert. In diesen Fallen liegt eine den Anforderungen
der Anwendungsregel VDE-AR-N 4105 ,Erzeugungsanlagen am Niederspannungsnetz —
Technische Mindestanforderungen fur Anschluss und Parallelbetrieb von Erzeugungsanla-
gen am Niederspannungsnetz* geniigende Dokumentation in der Regel nicht vor und kann
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auch nicht mehr bzw. nur mit sehr hohem Aufwand nachtraglich beschafft werden. Deshalb
werden die elektrotechnischen Eigenschaften solcher Eigenschaften nach 8 2 Absatz 5
Satz 1 im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens nach Artikel 29 der Verordnung (EU)
2016/631 von neu in Betrieb zu nehmenden Anlagen grundsatzlich nicht bericksichtigt.
Satz 2 hat Ruckausnahmen von der Ausnahmeregelung des Satzes 1 zum Gegenstand.
Diese gelangt zum einen nicht zur Anwendung bei Grofl3anlagen mit einer kumulierten Leis-
tung von Uber 950 Kilowatt, die in den Anwendungsbereich des Anlagenzertifikats A fallen,
wie zum Beispiel Windparks. Bei diesen kann eine qualitative Aussage zur Erzeugungsan-
lage ohne Berticksichtigung der Bestandsanlage nicht getroffen werden kann. Zum anderen
sind Bestandanlagen im Sinne des § 118 Absatz 25 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes
entgegen 8§ 2 Absatz 5 Satz 1 bei der Berechnung der kumulierten installierten Leistung
und der maximalen Einspeiseleistung nach § 2 Absatz 4 Satz 1 und 2 zu berticksichtigen.

Der ebenfalls neu eingefiigte § 2 Absatz 6 soll sicherstellen, dass der Inhalt von Einheiten-
und Komponentenzertifikaten die Realitat stets zutreffend wiedergibt, ohne dabei aber die
Branche zu tberfordern. Eine wesentliche Herausforderung liegt insofern beispielsweise im
Bereich der von den Herstellern regelméRig durchzufihrenden Softwareupdates fir die in
den Erzeugungsanlagen verbauten Wechselrichtern. Diese sind notwendig, um einen si-
cheren und effektiven Betrieb der Anlagen zu gewahrleisten. Ein solches Softwareupdate
kann aber auch dazu fuhren, dass der Inhalt des Einheitenzertifikats und die tatséchlichen
technischen Eigenschaften nicht mehr Ubereinstimmen. Absatz 6 statuiert deshalb eine
Pflicht des Herstellers, dass im Fall eines Updates der Einheiten oder Komponenten, die
vom Netzbetreiber geforderten Eigenschaften nicht Gberschrieben werden. Hiermit soll si-
chergestellt werden, dass vom Netzbetreiber vorgegebene Parameter, wie bspw. fir die
lokale Spannungshaltung, durch ein Update nicht verandert werden, um Probleme beim
Netzbetrieb zu vermeiden. Vor dem Hintergrund dieses Sinn und Zwecks der Norm fallt ein
technisches Verfahren, bei dem Werte im Rahmen eines Softwareupdates lediglich tempo-
rar geléscht bzw. gesichert und zum Abschluss des Prozesses inhaltlich identisch wieder
neu eingelesen werden, nicht unter die Aktualisierungspflicht.

Zu Nummer 3

In dem in Nummer 3 eingefiigten neuen § 4 finden sich untergesetzliche Konkretisierungen
zu dem in 8 49d des Energiewirtschaftsgesetzes vorgesehenen Register zur Erfassung und
Uberwachung von Energieanlagen sowie von Energieanlagenteilen. § 4 Absatz 1 Satz 1
stellt klar, dass dieses zugleich eine Datenbank im Sinne des 8§ 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer
9 des Energiewirtschaftsgesetzes darstellt. Das Register soll zunachst als tUber das Internet
zugangliches elektronisches Verzeichnis fir Einheiten- und Komponentenzertifikate einge-
fuhrt werden, wobei eine spatere Erweiterung auf weitere Gegenstande und Inhalte (wie
z. B. Anlagen- oder Netzbetriebsmittelzertifikate) mdglich bleibt. Diese kann eine weitere
Anpassung von 8§ 49d und auch dieser Verordnung erforderlich machen. Der Betreiber des
Registers ist gemal § 4 Absatz 1 Satz 2 nach Mal3gabe von § 49d des Energiewirtschafts-
gesetzes und den weiteren Absatzen dieses Paragrafen zur Errichtung, zum Erhalt, zum
Betrieb und zur Weiterentwicklung des Registers befugt.

Die Absenkung der Anforderungen an den Nachweis der Einhaltung der technischen An-
forderungen bei Erzeugungsanlagen in Gestalt der Abschaffung der Pflicht zur Beibringung
eines Anlagenzertifikats hach dem neu ausgestalteten § 2 Absatz 4 bis Absatz 6 geht so
mit einer Erh6hung der Nachweisqualitat und Vereinfachung der Nachweisfihrung durch
Einheiten- und Komponentenzertifikate einher. Dadurch soll die Systemstabilitat des
Stromsystems der Zukunft gewahrleistet werden. Das Register erfillt eine zentrale Kontroll-
funktion. Durch die zentrale Erfassung und Uberwachung von Einheiten- und Komponen-
tenzertifikaten wird allen Marktteilnehmern transparent und digital verfigbar offensichtlich,
welche Betriebsmittel Gber gultige Zertifikate verfigen und welche Handlungs- und Rechts-
folgen sich daraus ableiten lassen. Zugleich wird damit die Nachweisfliihrung im Betriebs-
erlaubnisverfahren digitalisiert, vereinfacht und beschleunigt. Zudem wird durch das Regis-
ter sichergestellt, dass alle in Deutschland gultigen Zertifikate (und somit auch alle
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anzuschlieBenden Einheiten und Komponenten) an einer zentralen Stelle gefiihrt werden.
Hierdurch wird eine transparente und fur alle Marktteilnehmer verbindliche Grundlage fur
das Betriebserlaubnisverfahren gelegt. Um das Beschleunigungspotenzial fur die Netzan-
schlussverfahren durch die Digitalisierung voll auszunutzen, sind die Regelungen zum Re-
gister nicht auf bestimmte Anlagenklassen oder Spannungsebenen beschrénkt, sondern
betreffen alle Erzeugungsanlagen, die unter die Verordnung (EU) 2016/631 der Kommis-
sion vom 14. April 2016 zur Festlegung eines Netzkodex mit Netzanschlussbestimmungen
fur Stromerzeuger fallen sowie entsprechende Anlagen zur Speicherung elektrischer Ener-

gie.

§ 4 Absatz 2 Satz 1 verpflichtet den Betreiber des Registers zum einen zur ordnungsge-
mafien Registerfiihrung. Dem Betreiber werden in diesem Absatz somit Pflichten auferlegt,
die seiner zentralen Stellung innerhalb der Weiterentwicklung des Zertifizierungsverfahrens
entsprechen. Dariiber hinaus verpflichtet 8 4 Absatz 2 Satz 2 den Betreiber des Registers
dazu, sicherzustellen, dass das Register jederzeit dem dann aktuellen Stand der digitalen
Technik und den allgemeinen Nutzungsgewohnheiten in Onlinesystemen entspricht. Damit
werden dem Betreiber die Pflichten einer fortlaufenden Uberwachung, Marktkommunikation
und Weiterentwicklung auferlegt, damit das Register auch in Zukunft den Anforderungen
der Nutzer gerecht werden kann.

Nach § 4 Absatz 3 Satz 1 werden die Hersteller von zertifizierungspflichtigen Einheiten und
Komponenten verpflichtet, die auch jetzt schon von einer akkreditierten Zertifizierungsstelle
auszustellenden Zertifikate nunmehr nach der ihnen gegeniber erfolgten Ausstellung an
das Register zu Ubermitteln. Satz 2 erstreckt diese Verpflichtung auf den Fall einer Aktuali-
sierung der Betriebssoftware, die die zertifizierungsrelevanten elektrotechnischen Eigen-
schaften veréndert, auch auf die nach 8 2 Absatz 6 aktualisierten Einheiten- und Kompo-
nentenzertifikate.

§ 4 Absatz 4 Satz 1 erlaubt es dem Betreiber des Registers, einzelnen Nutzern oder Nut-
zergruppen unterschiedliche Zugange zu dem oder Zugriffsrechte auf das Register einzu-
raumen. Hintergrund ist, dass eine Vielzahl von unterschiedlichen Nutzern und Nutzergrup-
pen (Anlagenbetreiber und -installateure, Hersteller, Netzbetreiber, anerkannte Zertifizie-
rungsstellen, sonstige Interessierte) das Register in sehr unterschiedlicher Form nutzen
werden. Nicht alle Nutzer und Nutzergruppen mussen samtliche in dem Register verfiigba-
ren Daten einsehen oder gar bearbeiten kbnnen. Bei der Vergabe unterschiedlicher Rechte
missen die in § 49d Absatz 1 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes geregelten Ziele be-
ricksichtigt werden. Zudem muss der Betreiber seine Differenzierungsentscheidung nach
Satz 2 anhand sachlicher Kriterien und diskriminierungsfrei treffen. Niemand darf jedoch in
der Form ganzlich von der Nutzung des Registers ausgeschlossen werden, dass er keine
Einsicht in dieses nehmen kann.

Der Betreiber des Registers vergibt nach § 4 Absatz 5 fir jedes registrierte Zertifikat eine
eindeutige Registrierungsnummer als Kennung fur das jeweilige Zertifikat und fihrt in dem
Register zudem den aktuellen Status eines jeden Zertifikates. Der Status beinhaltet Infor-
mationen zur Glltigkeit des Zertifikats. Die Registriernummer und der Status sind dann
malkgeblich fur die weitere Verwendung der Einheiten- und Komponentenzertifikate im Rah-
men des Betriebserlaubnisverfahrens.

§ 4 Absatz 6 beinhaltet eine nicht abschlie3ende Liste an ,sonstigen fir den Netzanschluss
von Erzeugungsanlagen erforderlichen Daten” im Sinne des 8§ 49d Absatz 2 Satz 1 Nummer
4 des Energiewirtschaftsgesetzes, die in dem Register erfasst werden. Aus der Erfassung
folgt aufgrund der Bestimmung des § 4 Absatz 4 nicht, dass die genannten Daten und In-
formationen fir jeden Nutzer einsehbar sein missen.

8 4 Absatz 7 schafft die Grundlage fir die Schaffung von IT-Schnittstellen zwischen dem
Register nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes und Datenbestanden der Nutzer, ins-
besondere auf Seiten der Netzbetreiber. Dadurch sollen beispielsweise ein automatisierter
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Abruf und Abgleich von Daten ermdglicht werden. AuRerdem soll auch die Uberfihrung von
relevanten Daten aus bisher parallel gefiihrten Datenbanken in das neue Register ermégli-
chen. Der Betreiber hat dabei gangige Formate zu verwenden, also solche, die in IT-Sys-
temen bereits eine grof3e Verbreitung gefunden haben und demnach von mdéglichst vielen
Nutzern leicht verwendet werden kdénnen.

§ 4 Absatz 8 stellt sicher, dass Nutzer des Registers keine eigenen Uberprifungen der
Richtigkeit und Gultigkeit der in dem Register ausgewiesenen Daten vornehmen missen,
sondern sich auf die dort befindlichen Informationen verlassen kdnnen. Dazu bestimmt die
Norm, dass der Inhalt des Registers grundsétzlich zugunsten des jeweiligen Nutzers als
richtig gilt. Diese Richtigkeitsvermutung kommt vor allem den zustandigen Netzbetreibern
zugute. Hierdurch wird insbesondere sichergestellt, dass eine automatisierte Verarbeitung
unter Ruckgriff auf die Daten des Registers ohne weitere Prifungen Dritter durchgefuhrt
werden kann. Dies greift jedoch nicht bei positiver Kenntnis oder grob fahrlassiger Unkennt-
nis des Nutzers von der Unrichtigkeit der Daten. Es entbindet die Nutzer (wie auch schon
nach der bisherigen Rechtslage das Vorliegen eines Einheiten- und Komponentenzertifi-
kats und/oder eines Anlagenzertifikats) auch nicht davon, im laufenden Betrieb bei Anhalts-
punkten fir eine Nonkonformitat von Anlagen entsprechende Nachforschungen anzustellen
und etwaige Fehler zu beheben bzw. auf ihre Behebung durch den Anlagenbetreiber hin-
zuwirken.

§ 4 Absatz 9 verpflichtet Betreiber von Erzeugungsanlagen, die von dem Registerbetreiber
vergebene Registernummer des Zertifikats im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens an
ihren Anschlussnetzbetreiber zu Gbermitteln. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Betrei-
ber von Erzeugungsanlagen den ersten Schritt im Rahmen des Betriebserlaubnisverfah-
rens derart ausfiihren, dass eine weitere digitale und automatisierte Verarbeitung ermog-
licht wird.

8 4 Absatz 10 Satz 1 verpflichtet den zustandigen Netzbetreiber, die vom Anlagenbetreiber
Ubermittelte Registrierungsnummer im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens zu ver-
wenden. Hierdurch kénnen die Anlagenbetreiber sich im Rahmen des Betriebserlaubnis-
verfahrens darauf beschranken, lediglich die Registrierungsnummer an den zustandigen
Netzbetreiber zu Ubermitteln, um die in dem Register hinterlegten Informationen zur Verfu-
gung zu stellen. Die im Register gespeicherten Informationen missen nach Satz 2 vom
Netzbetreiber dann aus ebendieser Quelle bezogen werden. Netzbetreiber kbnnen also
vom Anlagenbetreiber nach Erfassung im Register nicht mehr die anderweitige Zuganglich-
machung dieser Informationen (beispielsweise in Form der Ubersendung von physischen
Dokumenten oder Dateien) verlangen. Dies stellt sicher, dass das Register in seinem An-
wendungsbereich tatséchlich die zentrale Plattform fiir das Nachweisverfahren im Rahmen
des Netzanschlusses wird.

8§ 5 Absatz 1 bestimmt, dass ein Zertifikat einer Einheit oder Komponente grundsétzlich
ungultig wird, sobald zertifizierungsrelevante elektrotechnische Eigenschaften der Einheit
oder Komponente nachtraglich geandert oder um neue zertifizierungsrelevante elektrotech-
nische Eigenschaften erweitert werden.

Mit 8 5 Absatz 2 Satz 1 wird in begrenztem Umfang eine Ausnahme von diesem Grundsatz
des Erloschens der Gultigkeit geschaffen. Diese Bestimmung bietet Herstellern die Mog-
lichkeit, eine isolierte und beschleunigte Nachzertifizierung von einzelnen geanderten oder
hinzugefiigten Eigenschaften zu erlangen. Dadurch wird es dem Hersteller erlaubt, den
Nachweis der weiterhin bestehenden Konformitat durch ein erganzendes Nachweisdoku-
ment zum Einheiten- oder Komponentenzertifikat zu erbringen, ohne dabei erneut das voll-
standige Zertifizierungsverfahren durchlaufen zu mussen. Dies soll ermdglichen, dass im
Rahmen einer beschleunigten Regelsetzung (unabhéngig davon, ob diese durch den Ver-
ordnungsgeber oder durch die Organe der technischen Selbstverwaltung erfolgt) einzelne
elektrotechnische Eigenschaften kurzfristig angepasst werden kénnen. Zu denken ist hier
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beispielhaft an kleinere und punktuelle Anderungen der TAR auRerhalb gréRerer, umfas-
sender Novellen.

Um sicherzustellen, dass das Regel-Ausnahme-Verhéltnis zwischen Absatz 1 und Absatz 2
gleichwohl gewahrt bleibt, stellt letztere enge quantitative und qualitative Voraussetzungen
auf. Die Ausnahme greift daher nur bei Anderung oder Hinzufligung einzelner zertifizie-
rungsrelevanter elektrotechnischer Eigenschaften, womit klargestellt ist, dass quantitativ
keinesfalls die Mehrheit oder auch nur ein erheblicher Anteil der Eigenschaften betroffen
sein durfen. Dies folgt aus dem Charakter der Norm als Mittel zur lediglich punktuellen
Nachzertifizierung. Nach 8 5 Absatz 2 Nummer 1 kann von diesem Mittel zudem nur ein-
malig Gebrauch gemacht werden, wenn bisher noch keine Anderung von oder Erweiterung
um zertifizierungsrelevante elektrotechnische Eigenschaften erfolgt ist. Dies verhindert eine
.Ketten-Nachzertifizierung®“. Nach 8 5 Absatz 2 Nummer 2 gelangt die Ausnahmeregelung
ferner nur bei einer Anderung von oder Erweiterung um elektrotechnische Eigenschaften
zur Anwendung, die zur Erflllung von Anforderungen erforderlich ist, die untergesetzlich
durch eine Verordnung nach 8§ 12 Absatz 3a des Energiewirtschaftsgesetzes oder von den
im Wege der technischen Selbstverwaltung ergehenden bzw. weiterentwickelten techni-
schen Anschlussregeln (TAR) vorgegeben sind. Diese Anforderungen missen dabei selbst
derart spezifiziert werden, dass die Ubrigen elektrotechnischen Eigenschaften der Kompo-
nente oder Einheit nicht beeintrachtigt werden. Deshalb verlangt 8 5 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 3 auch nicht nur, dass der Nachweis erbracht wird, worin die gednderten oder hinzu-
gefugten Eigenschaften bestehen, sondern auch nachgewiesen wird, dass damit die Ein-
heit oder Komponente nach Anderung oder Hinzufigung die technischen Mindestanforde-
rungen einhalt.

Durch die dargestellte Schaffung eines bestmdglichen Einklangs zwischen den Zielen der
Vereinfachung und der Systemsicherheit leistet 8 5 Absatz 2 einen Beitrag zur weiteren
Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien: Parallel zu den Anpassungen
dieser Verordnung werden im Rahmen der technischen Selbstverwaltung im VDE-FNN
neue technische Anforderungen geschaffen bzw. bestehende technische Anforderungen
veréndert. Diese sollen neben der weiteren Vereinfachung von Netzanschlissen auch der
Sicherung der Systemstabilitat dienen. Es ist zwar sehr wahrscheinlich, dass in diesem
Zuge ergehende neue technische Spezifikationen beziglich einzelner zertifizierungsrele-
vanter elektrotechnischer Eigenschaften zu wesentlichen Anderungen fihren werden.
Diese werden jedoch die bereits zertifizierten elektrotechnischen Eigenschaften der Einhei-
ten und Komponenten voraussichtlich nicht beeintrachtigen. Ein Beispiel hierfir ist die so-
genannte netzsicherheitshasierte Primarregelung zur Frequenzregelung bei Uber- bzw. Un-
terfrequenz. Eine fur die Hersteller aufwéandige vollstandige Neuzertifizierung erscheint in
diesen Fallen verzichtbar. Sie wirde auch zu einem Zeitverzug fuhren.

Demgegeniiber wird mit dieser Regelung sichergestellt, dass Anderungen der anwendba-
ren untergesetzlichen Regelwerke, die gerade im Interesse der technischen Sicherheit er-
folgen, nicht in widersprichlicher Weise dazu fiihren, dass diejenigen Einheiten oder Kom-
ponenten, die die zusatzlichen technischen Anforderungen erfillen, dadurch noch einmal
insgesamt das umfangreiche Zertifizierungsverfahren durchlaufen missen oder gar den
Nachweis der Konformitat verlieren.

§ 5 Absatz 2 Satz 2 stellt klar, dass der ergdnzende Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 3 neben das bestehende Einheiten- und Komponentenzertifikat tritt, es aber nicht er-
setzt. Fur die Erstellung des Nachweises stellt Satz 3 ferner klar, dass diese sich nach den
im Zuge der technischen Selbstverwaltung gesetzten allgemein anerkannten technischen
Regeln richtet. Diese Verordnung stellt insoweit, wie auch bei den Zertifikaten selbst, keine
naheren Anforderungen auf. Satz 4 fugt durch Verweis auf 8 4 Absatz 3 hinzu, dass auch
der Nachweis der fortbestehenden Konformitat nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 an das
Register nach 8§ 49d des Energiewirtschaftsgesetzes uUbermittelt werden muss. Dies ist
zwingend erforderlich, damit das Register vollstandig ist.
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§ 5 Absatz 3 bestimmt, dass der Betreiber des Registers aufgrund von berechtigten Zwei-
feln an der Einhaltung der im Zertifikat aufgefihrten Anforderungen, etwa bei Hinweisen auf
Abweichungen relevanter elektrotechnischer Eigenschaften einer Einheit oder einer Kom-
ponente vom Inhalt des Zertifikats, auf die Hersteller dieser Einheiten und Komponenten
zugeht und sie zur Klarung des Sachverhalts auffordert. Durch § 5 Absatz 3 wird also in
begrenztem Umfang eine Prifpflicht des Betreibers des Registers begriindet. Diese geht
aber aufgrund des Anknlpfens an ,berechtigte Zweifel“ nicht so weit, dass der Betreiber
anlasslos alle registrierten Zertifikate auf ihre Richtigkeit zu prifen hat. Die eigentliche
Prifverantwortung liegt insoweit bei den Zertifizierungsstellen. Dem Hersteller soll im Rah-
men der Prifung eine angemessene Frist zur Reaktion und zur Klarung des Sachverhaltes
sowie einer Beseitigung von etwaigen Mangeln des Zertifikats gesetzt werden. Reagiert der
Hersteller nicht oder beseitigt er die Mangel nicht innerhalb der angemessenen Frist, wird
das jeweilige Zertifikat ungultig. Die Frist nach Satz 1 betragt mindestens vier Wochen. Bei
ihrer Bemessung ist vor dem Hintergrund der einschneidenden Rechtsfolge der Kennzeich-
nung als unglltig stets die VerhaltnismaRigkeit zu beriicksichtigen. Der Registerbetreiber
kann sie nach Satz 2 auf Verlangen des Herstellers verlangern. Ein Anwendungsfall hierftr
durfte vor allem sein, dass die Frist aus Griinden, die der Hersteller nicht zu vertreten hat,
nicht eingehalten werden kann, also etwa weil der Hersteller zwingend erforderliche Infor-
mationen von Dritten, die auf3erhalb seiner Einflusssphare liegen, nicht erhalt.

§ 5 Absatz 4 erméchtigt den Betreiber des Registers dazu, ungultige Zertifikate im Sinne
der Absétze 1 und 3 in dem Register als ungultig zu kennzeichnen.

8 5 Absatz 5 Satz 1 stellt sicher, dass der blof3e Ablauf eines zeitlich befristeten Zertifikats
fur sich genommen nicht dazu fihrt, dass eine Einheit oder Komponente, die in einer in
Betrieb befindlichen Erzeugungsanlage verbaut ist, im Register als ungultig ausgewiesen
und deshalb letztlich nachzertifiziert oder sogar die Anlage vom Netzbetreiber vom Netz
getrennt werden muss. Solange die relevanten elektrotechnischen Eigenschaften dem In-
halt des urspringlichen Zertifikats entsprechen, kann die Einheit oder Komponente weiter
am Netz betrieben werden. Ein erstmaliger Netzanschluss auf Basis abgelaufener Zertifi-
kate ist dagegen nach Satz 2 nicht moglich. Demgegenuber kann eine Einheit, Komponente
oder Anlage, die zwischenzeitlich aul3er Betrieb gesetzt war, nach Satz 3 wieder in Betrieb
genommen werden, wenn der Gultigkeitszeitraum zwar abgelaufen ist, die elektrotechni-
schen Eigenschaften des urspriinglichen Zertifikats jedoch unverandert bleiben. Vorausset-
zung ist, dass die Wiederinbetriebnahme am gleichen Netzverknipfungspunkt oder einem
der Erzeugungsanlage auf Veranlassung des Netzbetreibers zugewiesenen neuen Netz-
verknupfungspunkt erfolgt. An anderen Netzverknupfungspunkten gelangt Satz 3 nicht zur
Anwendung.

Zu Nummer 6

Mit der Nummer 4 wird der bisherige § 4 zu § 6 und erfahrt in seinem Absatz 2 die folgenden
Anderungen:

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeanderung, die sich aus der Anpassung des bisherigen 8 4
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 ergibt. Das bisher dort enthaltene Erfordernis, dass die Erzeu-
gungsanlage nicht bereits nachweislich durch ihren Betreiber abgeschaltet wurde, soll nun-
mehr fur alle drei Nummern des neuen 8§ 6 Absatz 2 Satz 1 gelten.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die rechtliche Pflicht des zustandigen Netzbetreibers zur Netztrennung oder anderweitigen
Unterbindung der Einspeisung aus dem bisherigen 8 4 Absatz 2 Satz 1 wird im Interesse
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einer grofReren Verbindlichkeit sowohl beim Netzanschluss als auch im Betrieb von Erzeu-
gungsanlagen auf zusatzliche Falle erweitert. Nach dem neu gefassten 8 6 Absatz 2 Satz 1
2. Halbsatz Nummer 1 tritt die Pflicht des Netzbetreibers nunmehr auch ein, wenn der An-
lagenbetreiber seine Pflicht aus § 2 Absatz 6 zur Vorlage aktualisierter Einheitenzertifikate
nach Softwareupdates, die die elektrotechnischen Eigenschaften der Erzeugungsanlage
verandern, verletzt.

Zu Doppelbuchstabe cc

Uberdies bestimmt § 6 Absatz 2 Satz 1, dass zusatzlich zu den bereits bestehenden Griin-
den auch die Kennzeichnung als ungdiltig in im Register nach § 49d des Energiewirtschafts-
gesetzes (Nummer 2) ebenso die Pflicht zur Trennung oder zum Ergreifen sonstiger Maf3-
nahmen zur Unterbindung der Einspeisung begrindet wie ein Abweichen der tatsachlichen
Eigenschaften der Einheit von denjenigen, die im Einheiten- oder Komponentenzertifikat
ausgewiesen sind (Nummer 3). Diese Erweiterungen sollen die Netzbetreiber zu einer
griindlichen Priifung und Uberwachung der an inr Netz angeschlossenen Anlagen anhalten,
mittelbar aber auch einen zusatzlichen Anreiz zu rechtskonformem Verhalten fur die Anla-
genbetreiber zu schaffen.

Zu Buchstabe b

In 8 6 Absatz 2 Satz 2 wird der Netzbetreiber dazu verpflichtet, dem Anlagenbetreiber vor
Durchfiihrung von Maflinahmen nach § 6 Absatz 2 Satz 1, die die Einspeisung unterbinden,
eine zweimonatige Frist zur Behebung der identifizierten Pflichtverletzungen zu setzen. Bis-
her galt eine solche Pflicht zur Fristsetzung nur fir das Anlagenzertifikat unter Auflage und
griff bei diesem zwei Monate vor Ablauf der 18-monatigen Frist nach § 2 Absatz 2b Satz 1.
Angesichts der einschneidenden Folgen, die Malinahmen zur Unterbindung der Einspei-
sung oder gar eine Netztrennung fir den Anlagenbetreiber haben kdnnen, gebietet es aber
die Verhaltnismagigkeit, dass der Anlagenbetreiber auch in den tbrigen Fallen zunachst
eine Gelegenheit zur Behebung der Pflichtverletzung erhélt und ihm hinreichend viel Zeit
hierfir eingerdumt wird. Der Netzbetreiber hat diese Frist unverziglich nach Kenntniserlan-
gung von dem Verstol3 gegen 8 6 Absatz 2 Satz 1 zu setzen. In der Erklarung an den
Anlagenbetreiber hat der Netzbetreiber konkret zu benennen, welche Handlung eine Pflicht-
verletzung nach § 6 Absatz 2 Satz 1 darstellt, um dem Anlagenbetreiber eine Behebung
auch tatsachlich zu ermdéglichen.

Wegen der hervorgehobenen Bedeutung der tibergeordneten Entkupplungsschutzeinrich-
tung (bzw. der noch zu schaffenden gleichwertigen technischen Alternative) fur die System-
sicherheit, wie sie bereits in 8 2 Absatz 2b Nummer 3 und § 2 Absatz 4 Satz 2 dieser Ver-
ordnung zum Ausdruck kommt, bestimmt § 6 Absatz 2 Satz 3 abweichend von Satz 2, dass
bei Pflichtverletzungen, die die Gbergeordnete Entkupplungsschutzeinrichtung oder die al-
ternative Einrichtung betreffen, nur eine einmonatige Frist zur Anwendung gelangt. Satz 4
entspricht dem bisherigen 8§ 4 Absatz 2 Satz 2, kniipft also fur den Bereich des Anlagenzer-
tifikats unter Auflage weiterhin eine separate Hinweispflicht an den bevorstehenden Ablauf
der achtzehnmonatigen Frist nach 8 2 Absatz 2b Satz 1 an. Zusatzlich wird aber klargestellt,
dass die Frist nach Satz 4 nicht die kirzere Frist nach Satz 3 verdrangt oder Uberlagert, die
bei Pflichtverletzungen zur Anwendung gelangt, die den auch beim Anlagenzertifikat unter
Auflage nach 8§ 2 Absatz 2b Nummer 3 nachzuweisenden ibergeordneten Entkupplungs-
schutz betreffen. Im Sinne der gré3tmaoglichen Flexibilitat wird dem Netzbetreiber zudem in
Satz 5 die Moglichkeit eingeraumt, die Fristen nach Satz 2 und Satz 3 einmalig um bis zu
einen Monat zu verlangern. Auch diese Méglichkeit tragt dazu bei, dass die einschneiden-
den Rechtsfolgen der Unterbindung der Einspeisung oder Netztrennung nur in den wirklich
notwendigen Fallen eintreten.

Die Bundesnetzagentur kann die Einhaltung der rechtlichen Pflicht des zustandigen Netz-
betreibers zur Netztrennung oder anderweitigen Unterbindung der Einspeisung, die sich
aus dem bisherigen 84 Absatz2 Satz1l (jetzt §6 Absatz2 Satz 1) ergibt, durch
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AufsichtsmalRnahmen im Sinne von 8§ 65 EnWG, insbesondere Anordnungen nach 8 65
Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes, sicherstellen. Diese Anordnungen kénnen mit-
hilfe eines Zwangsgelds gemal § 94 des Energiewirtschaftsgesetzes vollstreckt werden.
Eine vorsatzliche oder fahrlassige Zuwiderhandlung einer vollziehbaren Anordnung nach
8§ 65 Absatz 1 oder 2 des Energiewirtschaftsgesetzes stellt eine Ordnungswidrigkeit im
Sinne des § 95 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a des Energiewirtschaftsgesetzes dar.

Zu Nummer 5
Mit Nummer 5 wird der bisherige § 5 zu § 7 und erfahrt einige Anderungen.
Zu Buchstabe a

Durch die Anpassung der Uberschrift wird dem Umstand Rechnung getragen, dass § 7
nunmehr nicht nur Ubergangs-, sondern auch Anwendungsbestimmungen beinhaltet.

Zu Buchstabe b

Der neue 8 7 Absatz 4 regelt, dass die Pflichten der Hersteller, Anlagenbetreiber und Netz-
betreiber im Zusammenhang mit dem Register nach 8§ 49d des Energiewirtschaftsgesetzes,
die jeweils das vollumfangliche Funktionieren des Registers voraussetzen, erst zum 1. Sep-
tember 2024 Anwendung finden. Diese Ubergangsfrist soll dem Betreiber die notwendige
Zeit einraumen, um das Register zu errichten und in Betrieb zu setzen sowie den genannten
Nutzern ebenfalls Zeit verschaffen, um sich auf die rechtlich verbindliche Nutzung einzu-
richten.

Die Rechte und Pflichten des Betreibers des Registers sowie die Mdglichkeit freiwilligen
Nutzung des Registers vor dem 1. September 2024 durch die genannten Nutzergruppen,
soweit diese technisch moglich ist, bleiben unberihrt.

Zu Nummer 6
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung.
Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten der Anderungsverordnung am Tag nach der Verkindung.
Um die Ausbauziele fur erneuerbare Energien zu erreichen, ist es notwendig, die Beschleu-
nigung der Netzanschlisse unter anderem durch Vereinfachungen im Bereich der Anlagen-
zertifizierung so bald wie moéglich herbeizufiihren. Aus diesem Grund ist der friheste Zeit-
punkt des Inkrafttretens zu wahlen
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Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf der Zweiten Verordnung zur Anderung der Verordnung zum Nachweis von elektro-
technischen Eigenschaften von Energieanlagen (NKR-Nr. 6748)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis gepriift:

I Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger

Jahrlicher Zeitaufwand (Entlastung):

-175.000 Stunden (- 4,4 Mio. Euro)

Wirtschaft

Jahrlicher Erfiillungsaufwand (Entlastung):
davon aus Biirokratiekosten (Entlastung):

Einmaliger Erfillungsaufwand:

-151 Mio. Euro
-141 Mio. Euro
1,3 Mio. Euro

‘One in one out’-Regel

Im Sinne der ,One in, one out“-Regel der
Bundesregierung fithrt diese Anderungsver-
ordnung im Saldo zu einem ,,Out” von rund
151 Mio. Euro.
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Digitaltauglichkeit Das Ressort hat Moglichkeiten zum digitalen
Vollzug der Neuregelung (Digitaltauglich-
keit) geprift und hierzu einen Digitalcheck
mit folgendem Ergebnis durchgefiihrt:

e Expertiinnen und Betroffene wur-
den berticksichtigt.

o Die Voraussetzungen fiir eine digi-
tale Kommunikation sowie die Wie-
derverwendung von Daten und
Standards wurden geschaffen.

e Das Vorhaben enthilt klare Regelun-
gen fiir eine digitale Ausfiihrung und
ermoglicht eine Automatisierung
von Prozessen.

Die Darstellung der Kostenfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Nationale
Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-
wande.

Das Ressort hat Moglichkeiten zum digitalen Vollzug der Neuregelung (Digitaltauglichkeit)
geprift und die Ergebnisse nachvollziehbar dargelegt.

II Regelungsvorhaben

Mit dem Regelungsvorhaben soll der Anschluss von Erneuerbaren-Energien-Anlagen an Elektri-
zitdtsversorgungsnetze beschleunigt werden. Dafiir wird eine Ausnahme von der Zertifizierungs-

pflicht auch auf Anlagen iibertragen, die
e eine maximale installierte Gesamtleistung von bis zu 500 Kilowatt
e eine maximale Einspeiseleistung von 270 Kilowatt

am Verkniipfungspunkt mit dem Netz der allgemeinen Versorgung aufweisen, unabhingig von
der Spannungsebene. Bisher gilt die Ausnahme nur fiir Anlagen, die unmittelbar an ein Nieder-

spannungsnetz der allgemeinen Versorgung angeschlossen werden sollen.

Dartiber hinaus wird mit dem Regelungsvorhaben die Einheitenzertifikate-Datenbank einge-
fithrt. Die Datenbank soll durch die zentrale Erfassung und Uberwachung von Einheiten- und
Komponentenzertifikaten zur Erhéhung der Nachweisqualitit und zur Vereinfachung der Nach-

weisfiihrung beitragen.

III Bewertung

II.1  Erfillungsaufwand

Burgerinnen und Biirger

Fiir Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 10,8 Kilowatt, die von privaten Haushalten
genutzt werden konnen, wird die Anmeldung der Anlage beim Netzbetreiber vereinfacht. Anla-

genbetreiber werden dem Netzbetreiber nur noch die Registrierungsnummer der Einheiten- und
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Komponentenzertifikate mitteilen miissen. Dank der Einheitenzertifikate-Datenbank werden
keine physischen bzw. digitalen Nachweisdokumente vorgelegt. Das Ressort geht nachvollziehbar
von einer Fallzahl von etwa 350.000 Anmeldungen pro Jahr sowie einer Zeitersparnis von 0,5 Stun-
den pro Fall. Insgesamt ergibt sich fiir Biirgerinnen und Biirger eine Entlastung von 175.000

Stunden pro Jahr.
Wirtschaft

Fiir gewerbliche Anlagenbetreiber entfallen die Personalkosten fiir die Nachweise zur Erfillung
der technischen Anforderungen sowie Sachkosten fiir das Zertifikat. Bei einer Fallzahl von 17.000,
einem Zeitaufwand von 35 Stunden (Lohnsatz von 35,80 Euro bis 85,30 Euro pro Stunde) und Sach-
kosten von 6.000 Euro pro Fall ergibt sich eine Entlastung von insgesamt rund 141 Mio. Euro.
Weitere Entlastung von insgesamt 16,6 Mio. Euro ergibt sich fiir Altanlagen, die nicht mehr im
Zertifizierungsverfahren zu beriicksichtigen sind (35 Stunden und 1.5000 Euro pro Fall bei rund

2.800 Anlagen).

Da aufgrund der Ausnahme keine Uberpriifung der Anlagen durch akkreditierte Zertifizierer mehr
stattfindet, geht das Ressort von zusitzlichen nachtriglichen Uberpriifungen durch die Netzbe-
treiber aus. Auf der Basis von bisherigen Erfahrungen geht das Ressort von einem Zeitaufwand
von 45 Stunden und einer Fallzahl von 15.300 Uberpriifungen pro Jahr aus. Gleichzeitig wird durch
die Einheitenzertifikate-Datenbank die Registrierung und Uberpriifung durch Netzbetreiber fiir
alle Anlagen unter 500 Kilowatt (rund 380.000) erleichtert, mit einer erwarteten Zeitersparnis von
zwei Stunden pro Fall. Im Saldo entsteht fiir die Netzbetreiber zusétzlicher Erfiillungsaufwand

von rund 5,7 Mio. Euro pro Jahr.

Durch die Einfithrung und den Betrieb der Einheitenzertifikate-Datenbank entsteht der zustan-
digen Fordergesellschaft Windenergie und andere Dezentrale Energien e.V. (FGW) einmaliger Er-
fiillungsaufwand von rund 950.000 Euro (100 Personentage sowie Sachkosten von rund 900.000
Euro fiir einen IT-Dienstleister) sowie ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 240.000 Euro

(rund 500 Personentage).

Hersteller von Einheiten und Komponenten werden verpflichtet, die Einheiten- oder Kompo-
nentenzertifikate an die Einheitenzertifikate-Datenbank zu tibermitteln. Das Ressort geht hier von
einem einmaligen Erfiillungsaufwand von rund 370.000 Euro sowie einem laufenden Erfiil-

lungsaufwand von rund 25.000 Euro fir die Aktualisierungen aus.



semeavons 1112 Digitaltauglichkeit

Das Ressort hat Moglichkeiten zum digitalen Vollzug der Neuregelung (Digitaltauglichkeit) ge-

priift und hierzu einen Digitalcheck mit folgendem Ergebnis durchgefiihrt:

e Expert:iinnen und Betroffene wurden berticksichtigt.

e Die Voraussetzungen fiir eine digitale Kommunikation sowie die Wiederverwendung von

Daten und Standards wurden geschaffen.

e Das Vorhaben enthilt klare Regelungen fiir eine digitale Ausfiihrung und erméglicht eine

Automatisierung von Prozessen.

Der NKR weist hierzu darauf hin, dass eine visuelle Darstellung des digitalen Prozesses der Zertifi-
kate-Zulieferung der Hersteller und des Datenbankabrufs fiir Netzbetreiber eine gute Moglichkeit

gewesen wire, einen guten Vollzug zu verifizieren.

IV Ergebnis

Die Darstellung der Kostenfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Nationale Nor-
menkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwédnde. Das
Ressort hat Moglichkeiten zum digitalen Vollzug der Neuregelung (Digitaltauglichkeit) gepriift

und die Ergebnisse nachvollziehbar dargelegt.

Lutz Goebel Garrelt Duin

Vorsitzender Berichterstatter
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	Änderung der Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Verordnung
	Die Elektrotechnische-Eigenschaften-Nachweis-Verordnung vom 12. Juni 2017 (BGBl. I S. 1651), die zuletzt durch Artikel 5a des Gesetzes vom 19. Juli 2022 (BGBl. I S. 1214) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
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	(5)     Elektrotechnische Eigenschaften von Erzeugungsanlagen, die in den Anwendungsbereich des § 118 Absatz 25 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes fallen, werden im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens von neu in Betrieb zu nehmenden Anlagen nach...
	(6) Der Hersteller von Einheiten oder Komponenten für Erzeugungsanlagen hat bei einer Aktualisierung der Betriebssoftware der Einheiten und Komponenten sicherzustellen, dass die vom Netzbetreiber vorgegebenen elektrotechnischen Eigenschaften der Anlag...

	3. Nach § 3 werden folgende § 4 und § 5 eingefügt:
	„§ 4
	Register nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes
	(1) Das Register nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes stellt eine Datenbank im Sinne des § 49 Absatz 4 Satz 1 Nummer 9 des Energiewirtschaftsgesetzes dar und wird als über das Internet zugängliches elektronisches Verzeichnis sowohl für Einheiten-...
	(2) Der Betreiber ist zu einer ordnungsgemäßen Registerführung verpflichtet. Er stellt dabei insbesondere auch durch fortlaufende Weiterentwicklung des Registers sicher, dass dieses jederzeit dem Stand der digitalen Technik und den allgemeinen Nutzung...
	(3) Hersteller von Einheiten oder Komponenten für Erzeugungsanlagen müssen die ihnen ausgestellten Einheiten- oder Komponentenzertifikate zur Registrierung an den Betreiber des Registers übermitteln. Im Falle einer Aktualisierung der Betriebssoftware ...
	(4) Der Betreiber des Registers ist befugt, einzelnen Nutzern oder Nutzergruppen im Einklang mit den in § 49d Absatz 1 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes vorgesehenen Zielen und Zwecken des Registers unterschiedliche Zugänge und Zugriffsrechte einz...
	(5) Der Betreiber des Registers hat zur Identifizierung für jedes in dem Register registrierte Einheiten- oder Komponentenzertifikat eine individuelle Registrierungsnummer zu vergeben und diese Registrierungsnummer dem Hersteller der jeweiligen Einhei...
	(6) Zu den im Register zu erfassenden sonstigen für den Netzanschluss von Erzeugungsanlagen erforderlichen Daten im Sinne des § 49d Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 des Energiewirtschaftsgesetzes zählen folgende nicht-personenbezogene Daten und Informationen ...
	(7) Der Betreiber des Registers stellt durch die Schaffung von geeigneten elektronischen Schnittstellen in gängigen Formaten sicher, dass ein elektronischer Datenabruf oder Datenaustausch zwischen dem Register und den Nutzern des Registers möglich ist.
	(8) Der Inhalt des Registers gilt zugunsten des Nutzers des Registers als richtig, soweit dem Nutzer die Unrichtigkeit nicht bekannt ist oder hätte bekannt sein müssen.
	(9) Im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens muss der Betreiber von Erzeugungsanlagen die Registrierungsnummer des Einheiten- oder Komponentenzertifikates aus dem Register an den zuständigen Netzbetreiber übermitteln.
	(10) Im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens muss der zuständige Netzbetreiber die vom Betreiber von Erzeugungsanlagen übermittelte Registrierungsnummer des Einheiten- oder Komponentenzertifikates aus dem Register verwenden. Er ist nicht dazu berech...

	§ 5
	Gültigkeit von Einheiten- oder Komponentenzertifikaten
	(1) Mit der Änderung von im Rahmen der Einheiten- oder Komponentenzertifizierung nachgewiesenen elektrotechnischen Eigenschaften einer Einheit oder Komponente oder mit der Erweiterung um neue im Rahmen der Einheiten- oder Komponentenzertifizierung nac...
	(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf die Änderung von und die Erweiterung um einzelne im Rahmen der Einheiten- oder Komponentenzertifizierung nachzuweisende elektrotechnischen Eigenschaften von Einheiten oder Komponenten, wenn
	(3) Hat der Betreiber des Registers nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes berechtigte Zweifel daran, dass die Einheit oder Komponente die im Zertifikat aufgeführten Anforderungen einhält, so fordert er den betreffenden Hersteller auf, innerhalb ei...
	(4) Der Betreiber des Registers nach § 49d des Energiewirtschaftsgesetzes kennzeichnet Zertifikate, die nach den Absätzen 1 oder 3 ungültig sind, im Register als ungültig.
	(5) Der Ablauf des Gültigkeitszeitraums eines Einheiten- oder Komponentenzertifikats einer Einheit oder Komponente, die in einer in Betrieb befindlichen Erzeugungsanlage verbaut ist, begründet weder eine Ungültigkeit des Zertifikats im Sinne dieser Ve...


	4. Der bisherige § 4 wird § 6 und dessen Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	5. Der bisherige § 5 wird § 7 und wird wie folgt geändert:
	(4) „ Die Pflicht der Hersteller nach § 4 Absatz 3, die Pflicht der Betreiber von Erzeugungsanlagen nach § 4 Absatz 9 und die Pflicht der Netzbetreiber nach § 4 Absatz 10 Satz 1 sind ab dem 1. September 2024 anzuwenden.“

	6. Der bisherige § 6 wird § 8.
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	Inkrafttreten
	Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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